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Vorwort zum 
Bericht

Die Welt befindet sich in einer tiefen Krise, 
konfrontiert mit gewaltsamen Konflikten und tief 
verwurzelten politischen Spaltungen sowie einer 
Krise der Lebenshaltungskosten, die sowohl den 
globalen Norden als auch den Süden betrifft. Dazu 
kommt die existenzielle Bedrohung durch die 
Klimakrise, die sich in extremen Wetterereignissen 
manifestiert, während wir immer noch mit den 
verheerenden Folgen der Covid-19-Pandemie zu 
kämpfen haben.

Dieser Bericht – Krisen der Ungleichheit: 
Machtstrukturen ändern für einen neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag zeigt, dass es einen roten 
Faden gibt, der diese Krisen miteinander 
verbindet: wachsende wirtschaftliche und soziale 
Ungleichheiten, die Krisen verursachen und als 
Ergebnis von ihnen verstärkt werden.

Unser derzeitiges System führt dazu, dass der 
Reichtum sich immer stärker an der Spitze der 
Verteilungspyramide konzentriert und kaum 
Möglichkeiten für breitenwirksamen Wohlstand 
lässt. Es zerstört unsere Umwelt und unser Klima 
durch übermäßigen Konsum und Verschmutzung 
und wälzt diese Kosten auf diejenigen ab, die wenig 
verbrauchen und am wenigsten verschmutzen. 
Die zunehmende Ungleichheit bei Einkommen, 
Wohlstand, Chancen und sozialen Folgewirkungen 
geht einher mit der Ungleichheit beim Zugang zu 
Rechten und Partizipation, die in vielen Teilen der 
Welt bedroht ist.

Zusammengenommen führen die Ungleichheiten 
zu multiplen Krisen und Schocks, die 
Auswirkungen weiter verschlimmern. Jede 
Krise spielt sich innerhalb bestehender 
Ungleichheitsstrukturen ab. Dies bedeutet 
unweigerlich, dass diejenigen, die bereits 

benachteiligt oder ausgeschlossen sind, die 
schlimmsten Folgen zu spüren bekommen, 
während diejenigen, die über mehr Ressourcen 
verfügen, in der Lage sind, sich abzuschirmen 
und schneller zu erholen. Viele Menschen sind 
ausgegrenzt und entrechtet und haben das Gefühl, 
dass für sie nicht die gleichen Regeln gelten wie für 
die Eliten.

Our Common Agenda, ein klarer Aufruf zu mehr 
Solidarität im nächsten Vierteljahrhundert, 
verweist auf die Notwendigkeit eines erneuerten 
Gesellschaftsvertrags, der für das 21. Jahrhundert 
geeignet ist: ein Vertrag, der auf die gemeinsamen 
Herausforderungen, vor denen wir stehen, reagiert 
und das Vertrauen wiederherstellt; ein Vertrag, 
der alle Menschen stärker einbezieht und unsere 
natürliche Umwelt respektiert.

Der vorliegende Bericht macht es sich zur Aufgabe, 
einen solchen Gesellschaftsvertrag zu entwerfen, 
einen neuen ökosozialen Vertrag, der die 
Klimakrise aufhält und soziale und wirtschaftliche 
Gerechtigkeit in unseren globalisierten 
Gesellschaften fördert. Dies erfordert universelle 
Sozialpolitik zu stärken, eine Umgestaltung 
unserer Volkswirtschaften, um Wohlstand und 
nachhaltigen Fortschritt in den Vordergrund 
zu stellen und weltweite Solidarität in einem 
erneuerten Multilateralismus.

Diese Analyse ist für ein breites globales Publikum 
von großer Bedeutung, um Krisen zu vermeiden 
und abzumildern und auf eine neue Welt 
hinzuarbeiten, die sich in Richtung Gleichheit, 
Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit bewegt. Ich hoffe, 
dass dieser Bericht sowohl informativ als auch 
inspirierend ist.

Paul Ladd
Direktor, UNRISD
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Kernaussagen 
des Berichts

E I N S

Z W E I

D R E I

V I E R

F Ü N F

Unsere Welt befindet sich in einer 
Zerreißprobe, konfrontiert mit schweren 
Krisen, wachsenden Ungleichheiten und sich 
auflösenden Gesellschaftsverträgen. Jetzt ist 
es an der Zeit zu handeln, um unsere Zukunft 
zu sichern und einen neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag mitzugestalten, der den 
Menschen und dem Planeten zugutekommt.

Die heutigen extremen Ungleichheiten, die 
Umweltzerstörung und die Krisenanfälligkeit 
sind kein Fehler des Systems, sondern ein 
Merkmal desselben. Nur ein groß angelegter 
systemischer Wandel kann diese katastrophale 
Situation stoppen.

Die Ungleichheit ist Treiber, Verstärker und 
Folge mehrerer, sich überschneidender 
Krisen — wirtschaftlicher, sozialer, 
politischer und ökologischer Art. Das 
Ergebnis ist ein Teufelskreis, der die Grundlage 
für das menschliche Leben auf diesem 
Planeten zerstört und die Aussichten auf 
ein würdiges und friedliches Leben für alle 
untergräbt. Vulnerable und marginalisierte 
Gruppen, die mit sich überlappenden und 
gegenseitig verstärkenden Ungleichheiten und 
Diskriminierungen konfrontiert sind, sind am 
stärksten betroffen und fallen weiter zurück. 
Die Eliten hingegen können sich weitgehend 
vor den negativen Krisenauswirkungen 
schützen und diese oft sogar zu ihrem eigenen 
Vorteil ausnutzen.

Wir können Wege zu einem neuen 
ökosozialen Gesellschaftsvertrag schaffen, 
der auf einer Vision von Gerechtigkeit, 
Gleichheit und Nachhaltigkeit aufbaut. Dazu 
brauchen wir ein neues Entwicklungsmodell 
mit drei Grundpfeilern: alternative 
Wirtschaftsansätze, die Umwelt- und soziale 
Gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellen und 
die Beziehungen zwischen Staat, Markt, 
Gesellschaft und Natur neu ausbalancieren; 
eine transformative Sozialpolitik auf der 
Grundlage eines fairen Fiskalpakts; und 
eine neue Vision von Multilateralismus und 
Solidarität.

Diejenigen, die an der Macht sind, arbeiten 
daran, ein System zu bewahren und 
aufrechtzuerhalten, welches die Wenigen 
auf Kosten der Mehrheit begünstigt. Nur 
wenn wir die bestehenden Machtstrukturen 
neu ausbalancieren und neue Allianzen 
schaffen, können wir einen transformativen 
Wandel erreichen. Progressive politische 
Entscheidungsträger, integrative Koalitionen, 
aktive Bürgerinnen und Bürger und soziale 
Bewegungen müssen zusammenkommen, 
um gemeinsam einen neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag für Klima- und soziale 
Gerechtigkeit zu beschließen.
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Einleitung

Es gibt vielleicht kein aussagekräftigeres 
Beispiel für die Art und Weise, wie unsere 
derzeitige Weltordnung auf Ungerechtigkeit 
ausgerichtet ist, als die Covid-19-Pandemie, 
die gleichzeitig so universell ist und von 
Mensch zu Mensch und von Ort zu Ort so 
unterschiedlich erlebt wird. Die Zeit seit 
der Entdeckung des Virus Anfang 2020 war 
gekennzeichnet durch unzählige Todesopfer, 
einen schweren wirtschaftlichen Abschwung, 
die Verschlechterung vieler Indikatoren für 
menschliche Entwicklung und eine allgemeine 
Zunahme der Armut. Gleichzeitig brachte 
die Pandemie aber auch erhebliche Gewinne 
für eine sehr kleine Gruppe von Menschen, 
da sich die Konzentration des Reichtums im 
obersten Einkommensbereich seit Beginn der 
Pandemie verstärkt hat. Eine solch extreme 
Zunahme menschlichen Leids bei gleichzeitiger 
ebenso extremer Zunahme von Profit und 
Privilegien zieht sich wie ein roter Faden durch 
die Geschichte der jüngsten Krisen und spitzt 
sich jedes Jahr weiter zu. Mit dem Schwerpunkt 
auf Ungleichheit geht dieser Bericht von der 
Prämisse aus, dass ein System, in dem eine 

globale Gesundheitskrise den Reichtum der 
zehn reichsten Männer der Welt verdoppeln 
kann (Abbildung O.1)1 und gleichzeitig mehr 
als 120 Millionen Menschen in extreme Armut 
stürzt,2 einen gebrochenen Gesellschaftsvertrag 
signalisiert, der viele Menschen zurücklässt und 
unseren Planeten nicht zu schützten vermag.

TE IL  I

Die Welt in der 
Zerreißprobe: 
Ungleichheit, Krise 
und ein gebrochener 
Gesellschaftsvertrag

Der Schaden, den 
Covid-19, HIV und andere 
Pandemien anrichten, ist 
nicht das Ergebnis der 
Viren allein, sondern der 
Art und Weise, wie sie 
in den Rissen unserer 
ungleichen Gesellschaft 
Platz finden und diese 
weiter vertiefen.

–Winnie Byanyima
Exekutivdirektorin, UNAIDS
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Noch vor sieben Jahren schien sich die Welt 
auf einen hoffnungsvolleren Weg zu begeben. 
Im Jahr 2015 einigte sich die internationale 
Entwicklungsgemeinschaft auf eine ehrgeizige 
Agenda, um „unsere Welt zu transformieren“. In 
der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
wurde eine noch nie dagewesene umfassende 
und transformative Entwicklungsvision 
festgeschrieben.3 Im Gegensatz zur Ära der 
Millenniumsentwicklungsziele enthält die neue 
Agenda eine ausdrückliche Verpflichtung zur 
Verringerung der Ungleichheiten innerhalb 
und zwischen den Ländern, wie in Ziel 10 für 
nachhaltige Entwicklung festgelegt. Nur noch 
acht Jahre verbleiben, um dieses Ziel in die Tat 
umzusetzen, und im Angesicht einer Reihe 
von Herausforderungen ist der Kontext für die 
Verwirklichung der Vision der Agenda 2030 
noch nie so entmutigend gewesen wie heute. 
Dazu gehören die beispiellose Konzentration von 
Reichtum und Einkommen und die ungleichen 
Fortschritte bei der Armutsbekämpfung,4 
die Vereinnahmung politischer Prozesse und 

Institutionen durch Eliten,5 die zunehmende 
Sparpolitik, die Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen und der Abbau des Staates,6 
Nationalismus und Rechtsextremismus sowie 
das Zurückdrängen von Gleichheits- und 
Menschenrechtsdiskursen und -bewegungen,7 
Unsicherheit, Konflikte und die wachsende Zahl 
von Flüchtlingen,8 die technologische Entwicklung, 
die neue Gräben innerhalb und zwischen den 
Ländern schafft,9 sowie die Klimakrise und der 
Verlust der biologischen Vielfalt, die unsere 
Existenz bedrohen.10 Die Covid-19-Pandemie 
hat die zersetzenden Auswirkungen des 
derzeitigen Systems und die daraus resultierende 
Ungleichheit verschärft11 und seine mangelnde 
Widerstandsfähigkeit gegenüber Schocks offenbart, 
während im Zusammenhang mit Russlands 
jüngstem Krieg gegen die Ukraine die Energie- und 
Lebensmittelpreise in die Höhe geschnellt sind 
und schwere geopolitische Spannungen entstanden 
sind. Das Ergebnis ist eine zerrissene Welt, in deren 
Mittelpunkt die Ungleichheit steht.

Abbildung O.1 Globale Wohlstandsverteilung 

Datenquelle: Credit Suisse (2022)
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Ungleichheit ist sowohl die Ursache als auch der 
Verstärker zahlreicher Krisen — wirtschaftlicher, 
sozialer, politischer und ökologischer Art. Die 
beispiellose Konzentration von Vermögen und 
Einkommen bei Einzelpersonen, Gruppen und 
Unternehmen ist ein entscheidendes Merkmal der 
heutigen Zeit, die durch miteinander verbundene 
und sich verstärkende Krisen gekennzeichnet ist, 
die als endogen für das derzeitige Wirtschaftssystem 
verstanden werden können.12 In den letzten 
drei Jahrzehnten hat das oberste 1 Prozent 
der Menschheit fast 20 Mal so viel Vermögen 
angehäuft wie die unteren 50 Prozent.13 Diese 
Vermögens- und Einkommenskonzentration an 
der Spitze ist sowohl ein Ergebnis als auch eine 
Triebkraft der Macht der Eliten.14

Empirische Belege zeigen, dass Ungleichheit 
in allen Dimensionen äußerst schädlich für 
unsere Gesellschaften und Volkswirtschaften 
ist und die wirtschaftliche Entwicklung und 
Armutsbekämpfung, das Wohlergehen und die 
Gesundheit, die Demokratie, gesellschaftliche 
Teilhabe und den sozialen Zusammenhalt sowie 
die soziale, ökologische und wirtschaftliche 
Nachhaltigkeit untergräbt.15

Während Ungleichheit innerhalb der Länder und 
zwischen den Ländern infolge der neoliberalen 
Politik und der jüngsten Krisen weiter zunimmt, 
sind vulnerable Gruppen besonders stark 
betroffen.16 Hautfarbe, ethnische Zugehörigkeit, 
Kaste, Staatsbürgerschaft, Geschlechtsidentität, 
sexuelle Orientierung, Alter, Behinderung und 
eine Reihe anderer Faktoren spielen nach wie vor 
eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung der 
Verwirklichungschancen und sozialen Erfolgen von 
Menschen.17

Das derzeitige Gefühl der Krise und Unsicherheit 
steht im Gegensatz zu den beträchtlichen 
Entwicklungsfortschritten, die seit der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts weltweit zu 
verzeichnen sind, darunter die Fortschritte bei 
der menschlichen Entwicklung für die Mehrheit 
der Menschen auf der Erde, die Verringerung der 
Armut, eine höhere Lebenserwartung, Fortschritte 
bei der Gleichstellung der Geschlechter, 
Fortschritte beim Abbau verschiedener 
Formen der Diskriminierung, verbesserte 
Verwirklichungschancen und ein umfassender 
Zugang zu Technologie. Diese Vorteile sind jedoch 
ungleich verteilt, und die Errungenschaften der 
Vergangenheit können in Krisenzeiten schnell 
wieder untergraben werden.18

Abbildung O.2 Globale Trends

Globalisierung Technologischer 
Wandel

Alterung

Migration Verstädterung Globale 
Machtverschiebungen
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Das gegenwärtige Krisenmoment ist nicht im 
luftleeren Raum entstanden, sondern im Gefolge 
verschiedener Trends, darunter Globalisierung, 
technologischer Fortschritt, demografischer 
Wandel — wie Alterung, Migration und 
Verstädterung — und sich verändernde globale 
Machtstrukturen (Abbildung O.2). Diese 
langfristigen Trends haben einerseits Chancen 
für den menschlichen Fortschritt in Form 
von Wachstum, Reduzierung der Armut und 
Wohlstand eröffnet. Andererseits haben sie häufig 
zu sehr ungleichen Entwicklungsergebnissen 
innerhalb und zwischen den Ländern und in Bezug 
auf verschiedene soziale Gruppen sowie zu neuen 
Risiken und tiefgreifenden Umweltauswirkungen 
geführt. In diesem Bericht wird argumentiert, dass 
dieses Ergebnis zum Teil auf die Art und Weise 
zurückzuführen ist, in der die langfristigen Trends 
durch politische Massnahmen im Zusammenhang 
mit dem neoliberalen Wandel geprägt wurden, 
der in den frühen 1980er Jahren von mehreren 
Ländern des globalen Nordens vorangetrieben 
wurde. Dieser Wandel hat einen Teufelskreis 
aus wachsender Ungleichheit, Instabilität und 
Krise geschaffen.19 In diesem Prozess wurden 
Gewinne ungleich verteilt, während die Kosten 
auf subalterne Gruppen, die Länder des globalen 
Südens und die Umwelt abgewälzt wurden,20 
wodurch Gesellschaftsverträge ausgehöhlt und die 
globalen Gemeingüter zerstört wurden.21

Um zu verstehen, wie es zu dieser Situation 
gekommen ist, analysiert der Bericht, wie das 
Zeitalter der neoliberalen Globalisierung und 
die damit zusammenhängenden politischen 

Entscheidungen den Kern der gegenwärtigen 
Herausforderungen bilden, da sie den Weg für 
das aktuelle Modell einer nicht nachhaltigen 
Hyperglobalisierung geebnet haben, welches 
eine unausweichliche Schwerkraft in Richtung 
Ungleichheit und Krisen erzeugt. Es wird 
aufgezeigt, wie tiefe Risse durch Gesellschaften 
und Volkswirtschaften verlaufen, die sich in 
Ungleichheiten, Segregation, Polarisierung, 
Konflikten und sozialer Ausgrenzung 
manifestieren, und welche Ursachen sie haben. 
Es wird untersucht, wie Gesellschaftsverträge 
reformiert und in ökosoziale Verträge 
umgewandelt werden können, um die aktuellen 
Herausforderungen zu bewältigen, Menschen 
und den Planeten zu schützen und uns auf einen 
nachhaltigeren Weg zu bringen.

In der heutigen Ära des 
Rentierkapitalismus ist es 
zu einer Plünderung der 
Gemeingüter gekommen. ... 
In diesem Prozess haben sich 
die sozialen Ungleichheiten 
stärker verschärft, als es 
sich in Geldeinkommen 
messen lässt.

– Guy Standing
Professor und wissenschaftlicher 

Mitarbeiter, SOAS University of London
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TE IL  I I

Ungleichheiten in 
Zeiten der Krise: 
Ein Teufelskreis

In den letzten fünfzig Jahren 
hat man zugelassen, dass 
das effiziente Funktionieren 
des Marktes für das Streben 
nach privatem Profit jede 
Vorstellung vom öffentlichen 
Wohl verdrängt hat. 

–Mariana Mazzucato
Professorin, University College London

Systembedingte Krise
Wenn wir einen genaueren Blick auf das System 
werfen, das ein Zeitalter der Krise eingeläutet 
hat, verstehen wir, dass die daraus entstandene 
Ungleichheit, Umweltzerstörung und mangelnde 
Widerstandsfähigkeit kein unglückliches 
Nebenprodukt sind, sondern von vornherein 
eingebaut waren. Wie dieser Bericht zeigt, sind 
Ungleichheit und Krise eng miteinander verknüpft 
und in einer Eskalationsspirale miteinander 
verbunden, wobei sich beide gegenseitig verstärken 

und zu einer Situation extremer Vulnerabilität, 
Ungleichheit und Mangel an Nachhaltigkeit 
führen.

Wir verstehen Krisen als systemische Bedrohungen 
und Störungen, die Lebensgrundlagen und 
soziale Versorgung untergraben und individuelle 
oder kollektive Bewältigungsmechanismen 
beinträchtigen, was häufig zu einem Verlust 
vergangener Errungenschaften und hart 
erkämpfter Fortschritte führt und vulnerable und 
marginalisierte Gruppen weiter zurückwirft.22

Unser derzeitiges Wirtschaftsmodell der 
neoliberalen Hyperglobalisierung produziert 
und reproduziert Ungleichheiten, ist anfällig für 
Konjunkturschwankungen und schafft es nicht, 
innerhalb der planetaren Grenzen zu bleiben. 
Stattdessen dient die Wirtschaft der Schaffung 
und Reproduktion von Krisen in verschiedenen 
Bereichen (siehe Abbildung O.3).23 Diese reichen 
von Wirtschafts- und Finanzkrisen über die Krise 
des Klimawandels, des Verlusts der biologischen 
Vielfalt, der Umweltverschmutzung und der 
nicht nachhaltigen Ressourcennutzung bis hin 
zu einer Fürsorgekrise, die sich in einem Mangel 
an Pflege und Betreuung für die, die Betreuung 
benötigen und einer überproportionalen Belastung 
von Frauen mit unbezahlter Sorgearbeit äußert. 
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Abbildung O.3 Krisen und Ungleichheit
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Die Wirtschafts- und Finanzkrise von 
2008-9 führte zu:24

Als Teil ihrer 
Sparmaßnahmen sanken 
die Ausgaben von 114 
Ländern um 2,4 % des BIP 
im Jahr 2010-11.25

Die Covid-19-Krise führte 
zu einem Rückgang der 
weltweiten Produktion um 
3,4 % im Jahr 2020.26

In den USA beliefen sich die zugesagten 
Hilfen für den Finanzsektor in den Jahren 
2008-10 auf 5.197 Mrd. USD, während 
die angekündigten fiskalpolitischen 
Stimulierungsmaßnahmen nur 829 Mrd. 
USD erreichten.27

Finanzkrisen reduzieren den 
Anteil von Frauen an der formellen 
Erwerbsbevölkerung und ihre Präsenz 
in der Politik, und beeinträchtigen 
Bildungsniveau und Gesundheit.28

Die durchschnittlichen Pro-Kopf-
Ausgaben für Konjunkturmaßnahmen 
betrugen in den Industrieländern 10.000 
USD, in den am wenigsten entwickelten 
Ländern (LDC) dagegen 20 USD im Jahr 
2020.29
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Der vom Menschen 
verursachte Klimawandel 
hat bereits zu einer globalen 
Erwärmung von etwa 1,1°C 
geführt.30

Der Bestand an 
Wildtieren ist seit 
1970 um 68 % 
zurückgegangen.31

In den letzten 50 Jahren hat 
sich die Zahl der wetter-, 
klima- und wasserbedingten 
Katastrophen verfünffacht.32

Die reichsten 1 % der Weltbevölkerung 
stoßen mehr als doppelt so viel CO2 aus 
wie die ärmsten 50 %.33

80 % aller Menschen, die derzeit in niedrig 
gelegenen Küstengebieten leben, die am 
stärksten durch den Meeresspiegelanstieg 
infolge des Klimawandels gefährdet sind, 
befinden sich in Entwicklungsländern.34

91 % der registrierten Todesfälle 
durch wetter-, klima- und 
wasserbedingte Katastrophen sind in 
Entwicklungsländern zu verzeichnen.35
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Im Jahr 2015 waren 2,1 Milliarden 
Menschen auf der Welt pflege- 
und betreuungsbedürftig, 
und diese Zahl wird bis 2030 
voraussichtlich auf 2,3 
Milliarden ansteigen.36

Mehr als 40 % aller Kinder 
unter dem Grundschulalter 
— das sind fast 350 
Millionen — benötigen eine 
Kinderbetreuung, haben 
aber keinen Zugang dazu.37

16,4 Milliarden Stunden 
werden täglich für unbezahlte 
Sorgearbeit aufgewendet — 
das entspricht 2 Milliarden 
Menschen, die 8 Stunden pro 
Tag ohne Bezahlung arbeiten.38

Frauen leisten weltweit 76,2 % aller 
unbezahlten Sorgearbeit, 3,2 Mal so viel 
wie Männer.39

Der Lohnnachteil* für weibliche bezahlte 
Pflegekräfte beträgt in Frankreich 29 % 
gegenüber 43,7 % in Mexiko.40

* Die Lohnlücke in der Sorgearbeit ist eine Lücke im 
Stundenlohn, die nicht auf Unterschiede bedingt durch 
Fähigkeiten, Erfahrung oder Zeugnisse zurückgeführt 
werden kann.41

Der tatsächliche Anteil von Menschen 
mit schweren Behinderungen, die 
Leistungen erhalten, lag 2015 in Asien 
und im Pazifik bei nur 9 %, während er in 
Europa bei über 90 % lag.42
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In 87% der Länder ist der 
zivilgesellschaftliche Raum 
stark eingeschränkt.43

Massenproteste haben 
zwischen 2009 und 2019 
in allen Regionen der Welt 
um durchschnittlich 11,5 % 
zugenommen.44

Im Jahr 2020 äußerten 77 % 
der Befragten in Lateinamerika 
die Überzeugung, dass ihre 
Länder im Interesse mächtiger 
Gruppen und nicht zum Wohle 
aller regiert werden.45

Nur 26 % aller Sitze in den nationalen 
Parlamenten werden von Frauen 
besetzt.46

Auf die 90 größten (öffentlichen und 
privaten) Medienbesitzer entfallen 30-50 
% des weltweiten Medienvermögens.47

Wenn sich reiche Wähler 
(5. Einkommensquintil) und arme Wähler 
(1. Einkommensquintil) in einer Frage 
nicht einig sind, stimmen die armen 
Wähler im Durchschnitt 31 % weniger mit 
ihren politischen Vertretern überein als 
die reichen.48
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Während der Pandemie gab 
es 6,2 Millionen offiziell 
gemeldete Todesfälle.49 
Die inoffiziellen Schätzungen 
der Todesfälle waren im April 
2022 mehr als doppelt so 
hoch.50

Im Jahr 2020 trieb die 
Covid-19-Krise bis zu 
124 Millionen Menschen 
zusätzlich in die extreme 
Armut.51

114 Millionen Arbeitsplätze 
gingen während der 
Pandemie verloren.52

In den USA ist die 
Wahrscheinlichkeit, an 
Covid-19 zu sterben, 
für Hispano- und 
Afroamerikaner, und 
AIAN (American Indian 
and Alaskan Native) etwa 
doppelt so hoch wie für 
weiße Menschen.53

Nur 20,9 % der Menschen 
in Ländern mit niedrigem 
Einkommen haben bis 
September 2022 mindestens 
eine Impfdosis erhalten, 
gegenüber 79,4 % in Ländern 
mit hohem Einkommen (bis 
April 2022).54

Die 10 reichsten Männer 
der Welt verdoppelten ihren 
Reichtum während der 
Pandemie.55

Im Vergleich zum letzten 
Quartal 2019 ging die Zahl 
der Hausangestellten im 
zweiten Quartal 2020 in 
den meisten europäischen 
Ländern um 5-20 %, in 
Lateinamerika und der 
Karibik um etwa 50 % und in 
Peru um 70 % zurück.56
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Außerdem gibt es auch eine politische Krise, die durch 
zunehmende Machtasymmetrien, eine Ablehnung 
demokratischer Werte und Menschenrechte, schwindendes 
Vertrauen und eine erodierende staatliche Legitimität 
sowie ein noch nie dagewesenes Ausmaß an Protesten und 
gewaltsamen Konflikten gekennzeichnet ist. Die Covid-
19-Pandemie hat die inhärenten Fehler dieses Systems 
offengelegt: sowohl in Bezug auf die Bedingungen, die zu ihr 
geführt haben, insbesondere der Raubbau der menschlichen 
Zivilisation an den natürlichen Ökosysteme, als auch 
in Bezug auf die Folgen, die sie hervorgebracht hat. Die 
Anerkennung dieser Tatsache würde es uns ermöglichen, 
eine kühnere Agenda für einen transformativen Wandel 
aufzustellen und die strukturellen Ursachen von Krisen und 
Ungleichheiten anzugehen.57

Wie sind wir zu diesem Modell gekommen? Trotz der 
Möglichkeiten, die die staatlich gelenkte Entwicklung und 
die frühe Globalisierung in der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg für die Armutsbekämpfung und den sozialen 
Fortschritt boten, kam es in den frühen 1980er Jahren zu 
einem radikalen Wandel hin zum Marktfundamentalismus. 
Diese Entwicklung wurde von Regierungen und 
Institutionen im globalen Norden vorangetrieben 
und führte zu mehr Instabilität, Ungleichheit und 
asymmetrischer Entwicklung. Trotz der Bemühungen, 
den negativen Auswirkungen der Liberalisierungs-, 
Deregulierungs- und Privatisierungspolitik durch eine 
„soziale Wende“ entgegenzuwirken — durch Ideen und 
Politiken, die soziale Fragen auf der Entwicklungsagenda 
um und nach dem UN-Sozialgipfel in Kopenhagen 
1995 wieder in den Vordergrund rückten —, blieben 
grundlegende Herausforderungen unangetastet.58 Strategien 
der sozialen Sicherheit konzentrierten sich auf die Armen 
durch Sozialhilfeprogramme (z. B. Geldtransfers, die 
mit Verhaltenskonditionen verbunden sind), während 
soziale Dienstleistungen, Beschäftigung und die 
makroökonomischen Ursachen von Ungleichheit und 
Krisen weiterhin außer Acht gelassen wurden.

Die Zeit der neoliberalen Wende war gekennzeichnet 
durch eine stockende Industrialisierung und eine Vielzahl 
von Wirtschafts- und Finanzkrisen, von den Schulden- und 
Strukturanpassungskrisen in Lateinamerika und Afrika 
südlich der Sahara, die in den 1980er Jahren zu einem 
„verlorenen Jahrzehnt“ führten, bis hin zu den Banken-, 
Währungs- und Finanzkrisen, die Lateinamerika, Asien 
und die Transformationsländer in Osteuropa und der 
ehemaligen Sowjetunion in den 1990er und frühen 
2000er Jahren heimsuchten. Die Finanzkrise von 2008, 
die ihren Ursprung in den Vereinigten Staaten hatte und 
sich schnell auf die ganze Welt ausbreitete, offenbarte die 
schädlichen Auswirkungen der neoliberalen Politikwende 
auf Institutionen, Stabilität und Lebensgrundlagen 

sowie das blinde Vertrauen in Marktinstrumente zur 
Bewältigung wachsender Ungleichgewichte und sozialer 
Ausgrenzung. Die Krise führte zu einer schwerwiegenden 
Störung der Weltwirtschaft mit äußerst negativen 
Auswirkungen auf nationale Volkswirtschaften. Sie 
wurde durch Ungleichheiten ausgelöst, die sich in der 
Ära der neoliberalen Globalisierung aufgebaut hatten, 
insbesondere durch steigende Einkommens- und 
Vermögensungleichheiten.59 Sie wurde ferner durch 
eine riskante Einbindung vulnerabler Gruppen in die 
Finanzmärkte vertieft. Strukturelle Faktoren wie Rassismus 
und geschlechtsspezifische Ungleichheit (insbesondere 
bei Alleinerziehenden) und eine sich verschlechternde 
Klassenverteilung der Einkommen trugen zur Krise 
bei.60 Mit dem Fortschreiten der Krise nahmen die 
Ungleichheiten aufgrund der negativen Auswirkungen 
auf die Arbeitsmärkte, das Vermögen der Haushalte 
und den Zugang zu öffentlichen Gütern weiter zu. Die 
politischen Maßnahmen zur Bewältigung der Krise hatten 
unterschiedliche Auswirkungen auf die Ungleichheiten 
und begünstigten vor allem Großunternehmen, Banken 
und Gläubigerländer und weniger die vulnerablen 
Gruppen. Nach einer anfänglichen Reihe von 
antizyklischen Maßnahmen gewannen Sparmaßnahmen 
und Haushaltskonsolidierung an Bedeutung, als der 
fiskalische Spielraum erschöpft war und der Marktdruck 
zunahm.61 Dies führte zu einer Verlangsamung der 
Wirtschaftserholung mit asymmetrischen sozialen Folgen, 
die als Große Rezession bekannt geworden ist.62

Zusätzlich zu den häufigen Wirtschafts- und Finanzkrisen 
ist die Welt mit einer beispiellosen Umweltkrise konfrontiert, 
die ihre Wurzeln im Kolonialismus und der ausbeuterischen 
Aneignung von Ressourcen des globalen Südens hat, die die 
Industrialisierung im globalen Norden gespeist hat, sowie in 
einem Wirtschaftssystem, das den Profit über die Menschen 
und den Planeten stellt.63 Viele planetare Grenzen — die 
ökologischen Belastbarkeitsgrenzen, innerhalb derer 
sich die Menschheit nachhaltig entwickeln kann — sind 
überschritten worden mit ökologischen und sozialen Folgen, 
ohne dass grundlegende Entwicklungsstandards und soziale 
Rechte für alle erreicht wurden.64 Der größte Teil des CO

2
 

in der Atmosphäre wird von den reichen Industrienationen 
erzeugt, wobei die Vereinigten Staaten und Europa ab 2020 
für mehr als die Hälfte des weltweiten Gesamtausstoßes 
verantwortlich sind.65 Zwischen 1990 und 2015 waren 
die reichsten 10 Prozent der Menschheit für 52 Prozent 
der kumulierten Emissionen verantwortlich, wobei allein 
auf das oberste 1 Prozent mehr als 15 Prozent entfielen.66 
Während arme und marginalisierte Menschen am wenigsten 
zum Klimawandel beitragen, sind sie am ehesten von ihm 
betroffen. Gleichzeitig haben sie die geringsten Ressourcen, 
um sich zu schützen (siehe Kasten O.1).
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Kasten O.1. Transformative Klimaanpassung in Küstenstädten: Lehren aus Ho Chi Minh City und Jakarta 

Aufgrund der raschen und ungleichmäßigen Urbanisierung und des Wirtschaftswachstums leben in Küstenstädten viele 
Menschen, die durch die Klimaauswirkungen gefährdet sind. Die Zahl der städtischen Slumbewohner ist weiter gestiegena 
und hat dazu geführt, dass immer mehr Menschen stark von Überschwemmungen bedroht sind und in überfüllten 
Wohnungen leben, deren Besitzverhältnisse unsicher sind, die schlechte Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
aufweisen, kaum Zugang zu sozialen Diensten haben und nicht in der Lage sind, sich bei den politischen 
Entscheidungsträgern Gehör zu verschaffen.b Die Stadterneuerung ist ein Versuch, diese Situation zu verbessern, indem 
prekäre Siedlungen entlang von Flüssen und Kanälen beseitigt werden, um Gefährdungen zu verringern und die Menschen 
in bessere Wohnungen umzusiedeln. In der Praxis hat dies jedoch dazu geführt, dass viele einkommensschwache und 
ausgegrenzte Menschen an den Stadtrand gedrängt wurden und ihre Lebensgrundlagen nicht mehr gesichert sind.

In Ho-Chi-Minh-Stadt sind Migranten mit niedrigem Einkommen die am meisten gefährdete Gruppe, da sie oft nicht 
als Bürger registriert oder anerkannt sind, was ihren Zugang zu Dienstleistungen der Verwaltung und Informationen 
einschränkt. Sie berichten von instabilen Lebensverhältnissen infolge von Stadterneuerungsprojekten sowie 
von mangelnder Transparenz bei der Projektplanung und -durchführung. Im Allgemeinen konzentrieren sich 
Stadterneuerungsprojekte meist auf technische Aspekte, während soziale und kulturelle Aspekte, einschließlich der 
Wiederherstellung der wirtschaftlichen Lebensgrundlage von Betroffenen nach der Umsiedlung, unberücksichtigt bleiben.

In Jakarta hat sich die Beteiligung am städtischen Leben und die Kommunikation zwischen der Stadt und ihren Bewohnern 
verbessert, aber die allgemeine Entwicklungsvision für Jakarta ist nach wie vor die einer Weltstadt am Wasser, in der 
wenig bis gar kein Platz für informelle Siedlungen (kampung) ist. Forscher und Vertreter der Zivilgesellschaft haben auf den 
bedeutenden Wissens- und Erfahrungsschatz, die Kreativität und das Potenzial der Kampung-Bewohner hingewiesen, die 
schon seit langem mit Überschwemmungen leben und Anpassungsstrategien entwickelt haben. Während aus offizieller 
Sicht argumentiert wird, dass groß angelegte Infrastrukturmaßnahmen und Modernisierungsanstrengungen notwendig 
sind, um die Menschen in Jakarta zu schützen, stellt das Ignorieren von lokalem Anpassungswissen aus Kampung-
Praktiken in der Stadtplanung die Fortsetzung von Business-as-usual-Ansätzen dar, die dazu neigen, Eliten zu begünstigen 
und bestehende Ungleichheiten zu reproduzieren.

Die UNRISD-Forschung hat gezeigt, dass viel getan werden kann, um den Bedürfnissen und Präferenzen der betroffenen 
Haushalte gerecht zu werden, wenn mehr Gewicht auf soziale Auswirkungen und Unterstützungssysteme gelegt wird. Eine 
transformative Stadterneuerung und integrative Anpassung erfordert Governance-Reformen, die ein Lernen aus lokalen 
Erfahrungen ermöglichen und das Potenzial individueller Führung und Innovation nutzen, das derzeit durch hierarchische 
Entscheidungsstrukturen untergraben wird.

a Dodman et al. 2019a; b Dodman et al. 2019b.

 Quellen: Huynh und Nguyen 2020; Simarmata und Surtiari 2020; Tran und Krause 2020; UNRISD 2021a, 2021b.

Die Zerstörung unserer natürlichen Umwelt ist 
nicht die einzige Krise, die die Menschheit in 
der heutigen Zeit bedroht. Sorgearbeit, bezahlte 
und unbezahlte Pflege, Betreuung, Versorgung 
und Hausarbeit, ist eine gesamtgesellschaftliche 
Leistung, die von einer Vielzahl von Akteuren 
erbracht wird und die für die Aufrechterhaltung 
unserer sozialen, wirtschaftlichen, politischen 
und kulturellen Institutionen und für unseren 
sozialen Fortbestand unerlässlich ist. Die 
Kapazitäten der Gesellschaften, solche Formen der 
sozialen Reproduktion unter unserem derzeitigen 
Wirtschaftssystem zu erbringen, stehen jedoch 
unter starkem Druck.67 Obwohl die soziale 
Reproduktion ein grundlegendes Merkmal der 
Organisation von Familien, Gesellschaften und 
Volkswirtschaften ist, wird sie in der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik weitgehend vernachlässigt, 
was zu zahlreichen Ungerechtigkeiten und 
Ungleichheiten führt. Diese strukturellen Probleme 
bestehen zwar schon seit langem, aber die Covid-
19-Pandemie hat diese Realität in den Vordergrund 
gerückt, da die zentrale Bedeutung der Sorgearbeit 

und die Überforderung  der Systeme, die sie 
bereitstellen, immer deutlicher wurden. Dieses 
Ungleichgewicht zwischen dem Bedarf an 
Sorgeleistungen und dem Versagen der Systeme, 
diese auf faire und ethische Weise zu erbringen, 
macht die Sorgekrise aus. Die starke Betonung 
der sozialen Bereitstellung von Sorgeleistungen, 
insbesondere durch Haushalte, hinterlässt ein 
großes Defizit in der Pflege und Betreuung, das 
durch die Tatsache verschärft wird, dass die Zahl 
der sorgebedürftigen Menschen in der Welt 
wächst:68 2015 waren 2,1 Milliarden Menschen in 
der Welt sorgebedürftig, und es wird erwartet, dass 
diese Zahl bis 2030 auf 2,3 Milliarden steigt.69 Und 
während die Zahl der sorgebedürftigen Menschen 
zunimmt, wird die soziale Versorgung durch 
sich verändernde soziale Arrangements, wie z. B. 
veränderte Geschlechter- und Familienstrukturen, 
immer schwieriger. Die Fortschritte bei den 
Rechten der Frauen haben dazu geführt, dass 
immer mehr Frauen am Arbeitsmarkt teilnehmen. 
Dies hat zu einer erhöhten Nachfrage nach 
Sorgeleistungen geführt, da Berufstätigkeit und 
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Betreuungsaufgaben miteinander vereinbart werden 
müssen, und es hat auch die Doppelbelastung der 
Frauen durch die Kombination von produktiver und 
reproduktiver Arbeit erhöht.70 Darüber hinaus ist 
die institutionelle Versorgung mit Sorgeleistungen 
in den meisten Ländern der Welt unzureichend: 
Der Pflege- und Betreuungssektor ist seit jeher 
chronisch unterfinanziert, und die jüngsten 
Spartrends haben die staatlichen Leistungen 
noch weiter reduziert. Darüber hinaus wird der 
Zeit- und Ressourcenaufwand für Sorge- und 
Hausarbeit in hohem Maße von der Verfügbarkeit 
sozialer Dienste und der sozialen Infrastruktur 
wie Energie, Wasser und Verkehr sowie von der 
Qualität und Zugänglichkeit von Bildungs- und 
Gesundheitsdiensten beeinflusst.71 Diese Faktoren 
wirken sich besonders stark auf Frauen aus, die einen 
unverhältnismäßig hohen Anteil an unbezahlter 
Arbeit übernehmen und im Durchschnitt dreimal 
so viele Stunden wie Männer für unbezahlte Sorge- 
und Hausarbeit aufwenden.72 In der Zwischenzeit 
ist der bezahlte Pflege- und Betreuungssektor durch 
eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, 
Unterbesetzung und niedrige Löhne gekennzeichnet 
und wird in Krisenzeiten oder bei politischen 
Veränderungen häufig weiter abgebaut.73

Der Sorgenotstand ist eine langfristige Systemkrise, 
die sich nach der globalen Finanzkrise von 2008 
und der Covid-19-Pandemie noch verschärft hat.74 
Die Covid-19-Pandemie hat den wesentlichen Wert 
der bezahlten und unbezahlten Sorgearbeit sowie 
die mit dem Sektor verbundenen Ungleichheiten 
in Bezug auf Geschlecht, Klasse, Hautfarbe, 
ethnische Zugehörigkeit oder Kaste, Informalität 
und Migrantenstatus aufgezeigt. Ungleichheiten und 
unzureichende Investitionen in die Fürsorge führen 
zu einem erhöhten Risiko sowohl für die Betreuenden 
als auch für die Betreuungsbedürftigen, zu größeren 
wirtschaftlichen Verlusten für die Sorgedienstleister 
und die gesamte Wirtschaft sowie zu einem höheren 
Anteil an unbezahlter Sorgearbeit, die von Frauen 
und Mädchen geleistet wird, wodurch Zeitarmut 
entsteht und Verwirklichungschancen von Frauen 
und Mädchen untergraben werden.75

Politische Krisen verschiedenster Art machen täglich 
Schlagzeilen, von der Absetzung von Präsidenten 
durch das Militär über gewählte politische Führer, 
die in Korruptionsskandale verwickelt sind oder 
die demokratischen Institutionen allmählich 
untergraben, bis hin zu neuen militärischen 
Konflikten wie dem jüngsten russischen Einmarsch 
in der Ukraine, der zu einem brutalen Krieg 
geführt hat. Politische Krisen wirken sich auf die 
politische Ordnung aus und stellen bestehende 

Gesellschaftsverträge in Frage, auch wenn nicht alle 
Krisen zu einem vollständigen Zusammenbruch 
oder radikalen Wandel der politischen Ordnung 
führen. Zu den Krisensymptomen gehören 
zunehmende Proteste und abnehmendes 
Vertrauen. Die Menschen gehen in einer noch nie 
dagewesenen Zahl auf die Straße, um wachsenden 
politischen und wirtschaftlichen Missständen 
und ihrer Unzufriedenheit mit der politischen 
Führung Ausdruck zu verleihen.76 Ein Großteil der 
wachsenden Unzufriedenheit und Verdrossenheit 
in demokratischen kapitalistischen Regimen steht 
im Zusammenhang mit den in diesem Bericht 
analysierten vielfältigen Krisen, die sich negativ auf 
Gleichheit, soziale Mobilität und wirtschaftliche 
Sicherheit ausgewirkt haben.77 Die Gründe für 
das schwindende Vertrauen werden hauptsächlich 
auf wirtschaftliche Unsicherheit und schlechte 
oder korrupte Regierungsführung,78 aber auch auf 
die zunehmende Ungleichheit zurückgeführt.79 
Darüber hinaus wird das demokratische politische 
Gefüge durch den wachsenden politischen Einfluss 
von Großunternehmen, den schrumpfenden 
politischen Spielraum aufgrund technokratischer 
Politikgestaltung und politischer Konditionalitäten, 
die Regierungen delegitimieren,80 sowie durch 
illiberale Demokratien und einen zunehmenden 
Populismus bedroht.81

Schließlich hat die Covid-19-Krise nicht nur die 
ungleichen Strukturen in unseren Gesellschaften 
offengelegt, sondern auch als Verstärker bestehender 
Ungleichheiten gewirkt und die weniger Mächtigen 
und Schwächeren weiter zurückgedrängt. Die 
Pandemie breitete sich schnell über den gesamten 
Globus aus und stellte die Gesundheitssysteme, 
die staatlichen Kapazitäten und die Resilienz der 

Der Schwerpunkt der 
Wirtschaftspolitik muss sich 
von einer engen Betonung der 
Marktproduktion und des Tauschs — 
insbesondere des Wachstums des 
Bruttoinlandsprodukts — auf ein 
breiteres Ziel der sozialen Versorgung 
verlagern, das die Wirtschaft neu 
definiert und sowohl Markt- als auch 
Nichtmarktproduktion und -prozesse 
einschließt.

– James Heintz
Professor, Universität von Massachusetts Amherst
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Menschen vor eine große Herausforderung. Die 
Sterblichkeitsrate von schwarzen Amerikanern 
war 2,4-mal höher als die von weißen.82 Frauen 
haben während der Covid-19-Krise häufiger 
ihren Arbeitsplatz verloren, was ihre Karriere 
und ihre finanzielle Sicherheit unterminierte.83 
Die Lockdowns haben geschlechtsspezifische 
Gewalt und Gewalt gegen LGBTIQ+-Personen 
verstärkt.84 Die Pandemie hat auch die Probleme 
von Migranten und Migrantinnen und Flüchtlingen 
beim Zugang zu sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Rechten in den Aufnahmeländern 
verschärft.85 Personen, die in benachteiligten 
Stadtvierteln leben, haben schwerwiegendere 
Auswirkungen der Krankheit erfahren, sei es direkt 
in Form von Krankheitsfällen oder indirekt in 
Form von Auswirkungen auf die wirtschaftlichen 
Lebensgrundlagen und die Lebensqualität.86 Der 
ungleiche Zugang zu neu entwickelten Covid-19-
Impfstoffen von Ländern mit hohem Einkommen 
im Vergleich zu Ländern mit niedrigem Einkommen 
sowie die enormen Unterschiede bei den fiskalischen 
Ausgleichsmaßnahmen zwischen dem globalen 
Norden und Süden sind weitere Merkmale der 
Krise, die zeigen, wie bestehende globale Strukturen 
und ein Mangel an internationaler Solidarität 
die Ungleichheiten verstärken (siehe Abbildung 
O.3). Darüber hinaus waren die wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Covid-19 weitaus gravierender als 
die der Finanzkrise 2008, insbesondere in Südasien 
und Afrika,87 und führten zu einem Rückgang 
des globalen BIP um 3,4 Prozent im Jahr 2020. 
Gleichzeitig stieg die Zahl der extrem vermögenden 
Privatpersonen von 2020 bis 2022 um 50 Prozent.88

Zwar können sich einkommensstärkere Gruppen 
und Länder besser gegen die negativen Folgen des 
Klimawandels, vor Umweltkrisen und Pandemien 
schützen als einkommensschwächere Gruppen 
und Länder, doch erkennen sie zunehmend, dass 
sie sich nicht völlig von den Auswirkungen von 
Krisen und deren sozialen und politischen Folgen 
abkoppeln können. Krisenmomente bringen das 
konventionelle Denken über Entwicklungsstrategien 
ins Wanken, stellen akzeptierte Weltanschauungen 
infrage und bieten Gelegenheiten zum Umdenken 
und Umsteuern, weg vom „Business as usual“. Die 
Erkenntnis, dass alle von den globalen Gemeingütern 
und öffentlichen Gütern abhängen und dass 
niemand sicher ist, solange nicht alle sicher sind, 
eröffnet die Möglichkeit, einen neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag zu schaffen, der auf mehr 
soziale Integration, Gleichheit und ökologische 
Nachhaltigkeit ausgerichtet ist.
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KERNAUSSAGEN KAPITEL 2

Ungleichheiten und Krisen sind nicht unvermeidlich, 
sondern zu einem großen Teil das Ergebnis politischer 
Entscheidungen. Unser globales Wirtschaftssystem hat 
ein Zeitalter der Krisen eingeläutet, in dem Ungleichheit, 
Umweltzerstörung und Bedrohungen der Resilienz von 
vornherein eingebaut sind.

Die Wende zum Marktfundamentalismus hat die 
Ungleichheiten, die Instabilität und die systemischen 
Wirtschafts- und Finanzkrisen verstärkt und alle außer den 
Wohlhabendsten sehr anfällig für Schocks gemacht.

Die Umwelt- und Klimakrise, die eng mit den globalen 
Ungleichheiten und nicht nachhaltigen Wirtschaftssystemen 
zusammenhängt, erreicht gefährliche Kipppunkte. 
Die reichsten Menschen, Unternehmen und Länder 
der Welt sind für den Großteil der CO2-Emissionen, der 
Ressourcennutzung und der Umweltverschmutzung 
verantwortlich, während die schwächsten 
Bevölkerungsgruppen von den schlimmsten Folgen des 
Klimawandels und der Umweltzerstörung am meisten 
betroffen sind.

Es gibt eine Sorgekrise, die die soziale Entwicklung und 
Fortschritte bei der Gleichstellung der Geschlechter 
behindert. Die Weltwirtschaft ist gekennzeichnet 
durch festgefahrene patriarchalische Normen, einen 
unverhältnismäßig hohen Anteil an unbezahlter 
Betreuungsarbeit, der von Frauen und Gemeinschaften 
geschultert wird, eine Unterbewertung von Sorgearbeit 
auf dem Markt und Defizite in der öffentlichen Pflege- und 
Betreuungsversorgung.

Instabilität, Unsicherheit, Ungleichheiten und die 
Machtkonzentration der Eliten untergraben Vertrauen, 
politischen Spielraum und staatliche Legitimität. Die 
Demokratien erodieren oder entwickeln sich zurück, 
und der zivilgesellschaftliche Raum wird immer kleiner. 
Politische Krisen häufen sich und äußern sich in 
gewaltsamen Konflikten, zunehmenden Protesten und 
kollektiver Unzufriedenheit, politischer Polarisierung und 
der Vereinnahmung der Medien durch Privatinteressen, was 
schwerwiegende Folgen für Demokratie, Entwicklung und 
Menschenrechte hat.

Die Covid-19-Krise hat die bestehenden Ungleichheiten 
zwischen reichen und armen Menschen und zwischen 
sozialen Gruppen offengelegt und verstärkt und 
gleichzeitig die Entwicklungserfolge der jüngsten 
Vergangenheit zunichte gemacht. Die Ungleichheit bei 
den Impfstoffen und die enormen Unterschiede in der 
Bereitstellung fiskalischer Anreize zwischen dem globalen 
Norden und Süden zeigen, wie neue Lagen der Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit entstanden sind.
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Das Zeitalter der Ungleichheit: 
Intersektionelle Ungleichheiten 
und Macht

Der Bericht befasst sich mit dem vielschichtigen 
Charakter von Ungleichheiten als Ursachen 
und Folgen von Krisen und nicht nachhaltiger 
Entwicklung, indem er vertikale und horizontale 
Ungleichheiten, ihre Überschneidungen und ihre 
Verknüpfungen mit Machtstrukturen aufzeigt. 
Einkommensungleichheit und Ungleichheit im 
Zusammenhang mit der Gruppenidentität verstärken 
sich gegenseitig, wenn sie sich überschneiden.89 
Armut verschärft häufig die strukturelle Gewalt und 
Diskriminierung, unter der Menschen, die einer 
oder mehreren marginalisierten Gruppen angehören, 
bereits leiden, z. B. Frauen und LGBTIQ+-Gruppen, 
People of Colour oder ethnische Minderheiten, ältere 
oder junge Menschen, Menschen mit Behinderungen, 
Beschäftigte im informellen Sektor, die 
Landbevölkerung sowie Migranten und Flüchtlinge.

Überlappende Privilegien sind die andere Seite der 
Medaille, die es uns ermöglicht zu untersuchen, 
wie eine kleine Minderheit, die obersten 1 Prozent 
oder 0,1 Prozent der Vermögensbesitzer und 
Einkommensbezieher, unverhältnismäßig viele 
Ressourcen und Macht anhäufen. Ungleichheit ist ein 
relationales Konzept, das sich in den Interaktionen 
zwischen den Menschen widerspiegelt. Sie ist auch 
ein multidimensionales Konzept, das sich zeitlich, 
d. h. über den Lebensverlauf und zwischen den 
Generationen, und räumlich unterschiedlich auswirkt.

Ungleichheit ist nicht nur ein Problem der sozialen 
und Klimagerechtigkeit, sondern hat auch negative 
Auswirkungen auf wichtige Entwicklungsindikatoren 

wie Wachstum, makroökonomische Stabilität, 
Armutsbekämpfung, Gesundheit, Ernährung und 
Bildungsindikatoren, Gewalt, soziale Sicherung und 
Beschäftigung.90

Wirtschaftliche Ungleichheiten in dem heute zu 
beobachtenden Ausmaß sind in historischen 
Hinterlassenschaften und Ungerechtigkeiten 
verwurzelt und haben sich im Zeitalter der 
Finanzialisierung und Hyperglobalisierung weiter 
verstärkt. Sie werden durch Asymmetrien im 
Welthandel, in den Investitions- und Finanzsystemen 
sowie durch ein politisches und regulatorisches 
Umfeld vorangetrieben, das die Konzentration von 
Renteneinkommen, die aus dem Eigentum von 
Vermögen und geistigen Eigentumsrechten entstehen, 
sowie die Steuervermeidung und -hinterziehung 
durch führende multinationale Unternehmen 
begünstigt. Während die Wertschöpfung am 
unteren Ende der globalen Wertschöpfungsketten 
stattfindet und dort extrahiert wird, werden den 
dort tätigen Arbeitern und Arbeiterinnen, Frauen, 
lokalen Gemeinschaften und Ökosystemen enorme 
Kosten auferlegt.91 Die Kehrseite der zunehmenden 
Kapitalkonzentration und Unternehmensmacht ist 
eine steigende Existenzunsicherheit von Kleinbauern 
und -bäuerinnen und Kleinstunternehmen sowie eine 
wachsende Zahl prekärer und mobiler Arbeitskräfte, 
die sich aus Wanderarbeitern, informell Beschäftigten 
und Beschäftigten der Gig Economy zusammensetzen. 
Diesen Gruppen mangelt es häufig an sozialer 
Sicherung und sicheren Einkommen und sie sind in 
Krisenzeiten erhöhten Risiken ausgesetzt.92

Während die Ungleichheit innerhalb von Ländern im 
Zeitraum von 1910 bis 1980 zurückging (während die 
Ungleichheit zwischen den Ländern weiter zunahm), 
stieg sie zwischen 1980 und 2020 an (während die 
Ungleichheit zwischen den Ländern zu sinken begann; 
Abbildung O.4).93

Zwischen 1980 und 2020, dem Zeitraum 
der neoliberalen Hyperglobalisierung und 
Finanzialisierung, entfielen auf das oberste 1 Prozent 
der Einkommensbezieher 22 Prozent des weltweiten 
Gesamtwachstums, auf die unteren 50 Prozent 
dagegen 11 Prozent.94 Die Konvergenz zwischen den 
Ländern wurde durch das rasche Wachstum großer 
Volkswirtschaften wie China und Indien sowie durch 
höhere Pro-Kopf-Wachstumsraten im globalen Süden 
im Vergleich zu Ländern der OECD vorangetrieben.95 
Die arme Bevölkerung der Welt konzentriert sich 
jedoch weiterhin im globalen Süden, während die 
meisten Reichen im globalen Norden leben. Etwa 84 
Prozent der multidimensional armen Menschen leben 
in Afrika südlich der Sahara (558 Millionen) und in 

Wir hätten diese Pandemie 
niemals gemeinsam bewältigen 
können. Die Welt ist zu ungleich. 
Eine zutreffendere Beschreibung 
der Auswirkungen liefert der UN-
Generalsekretär: Die Covid-19-
Pandemie wirkte wie ein Röntgenbild, 
das „Risse im zerbrechlichen Skelett 
der Gesellschaften, die wir aufgebaut 
haben, offenbart“.

– Naila Kabeer
Professorin, London School of Economics
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Südasien (530 Millionen).96 Trotz eines Rückgangs der 
relativen Ungleichheit zwischen den Ländern haben 
sich die absoluten Unterschiede zwischen reichen 
und armen Ländern, beispielsweise gemessen am 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen, vergrößert.97 
Während bei den grundlegenden Kompetenzen 
eine Konvergenz festzustellen ist (die Länder der 
Gruppe mit geringer menschlicher Entwicklung holen 
schneller auf als die Länder der Gruppe mit höherer 
menschlicher Entwicklung), ist bei den erweiterten 
Kompetenzen eine Divergenz festzustellen, z. B. bei der 
Lebenserwartung im höheren Alter oder beim Anteil 
der Erwachsenen mit Hochschulbildung.98

Die Verteilung des Reichtums ist im Vergleich zur 
Einkommensverteilung noch ungleicher (siehe 
Abbildungen O.1 und O.4), wobei die größte 
Konzentration an der Spitze zu verzeichnen ist. 
Diese Akkumulation hat sich in den letzten Jahren 
beschleunigt und erreichte während der Covid-19-
Pandemie, in der alle 30 Stunden ein neuer Milliardär 
entstand, schwindelerregende Zahlen.99

Soziale Ungleichheiten, definiert als Benachteiligungen, 
die mit einem Gruppenstatus zusammenhängen 
und sich in ungleichen sozialen Indikatoren 
niederschlagen, verstärken die wirtschaftliche 
Ungleichheit und führen zu verfestigten Strukturen 
der Schichtung, die den Entscheidungsspielraum 
und das Wohlergehen der Menschen einschränken 
und den sozialen Zusammenhalt, die Demokratie 
und die wirtschaftliche Entwicklung untergraben.100 
Besonders gefährdet sind Gruppen, die von 
historischer Ungerechtigkeit und einem Mangel an 
Ressourcen und Macht betroffen sind.101 Indigene 
Völker haben keinen Zugang zu angemessenen 

öffentlichen Gesundheitssystemen, wurden bei der 
Formulierung von Covid-19-bezogenen Lockdown 
Maßnahmen nicht angemessen berücksichtigt 
und hatten nur begrenzten Zugang zu präventiven 
Informationen, wie z. B. zu aktuellen Informationen 
über die Krankheit in kulturell und sprachlich 
angemessenen Formaten.102 In den Vereinigten Staaten 
ist die Wahrscheinlichkeit, dass LGBTIQ+-Personen 
(ab 16 Jahren) Opfer von Gewalt werden, fast viermal 
so hoch wie bei Nicht-LGBTIQ+-Personen.103 Bei 
jungen Arbeiterinnen und Arbeitern zwischen 15 
und 24 Jahren ist die Wahrscheinlichkeit, in extremer 
Armut zu leben, doppelt so hoch wie bei erwachsenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitern. 85 Prozent der 
Menschen ohne Zugang zu Elektrizität leben in 
ländlichen Gebieten, was sich negativ auf Bildung, 
Gesundheit und Einkommen auswirkt.104 Es sind 
die schwächsten Personen, die in unverhältnismäßig 
hohem Maße klimabedingten Risiken ausgesetzt sind 
(siehe Kasten O.2).105 Weltweit sind etwa 2 Milliarden 
Menschen informell beschäftigt (wobei der Anteil der 
Frauen an der informellen Beschäftigung größer ist), 
was 61 Prozent der weltweiten Erwerbsbevölkerung 
ausmacht, was bedeutet, dass sie in der Regel unter 
prekären Bedingungen arbeiten und ein geringeres 
Einkommen erzielen als Menschen mit fester 
Anstellung.106 Viele vulnerable Gruppen haben 
keinerlei Zugang zu sozialer Sicherung. Weniger 
als 20 Prozent der älteren Menschen erhalten eine 
Rente, nur 28 Prozent der Menschen mit schweren 
Behinderungen erhalten Geldleistungen bei 
Invalidität, nur 35 Prozent der Kinder weltweit haben 
Zugang zu sozialem Schutz und nur 41 Prozent der 
Frauen, die ein Kind zur Welt bringen, sind durch 
Mutterschaftsleistungen abgesichert.107

Abbildung O.4 Globale Einkommensungleichheit innerhalb und zwischen Ländern, 1920-2020

Quelle: Basierend auf Chancel und Piketty (2021)
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Kasten O.2 Universitäten und soziale Ungleichheiten im globalen Süden

Die Hochschulbildung, historisch gesehen ein Privileg der Eliten, wird heute als Schlüssel zu sozialer Mobilität und größerer 
Gleichheit zwischen den Geschlechtern und Menschen verschiedener Hautfarbe und Herkunft anerkannt, wodurch 
benachteiligte Gruppen gestärkt und ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöht werden.a In den letzten Jahrzehnten 
hat mehr als ein Drittel der Absolventen von Sekundarschulen irgendeine Form der Hochschulbildung absolviert, im Jahr 
2000 war es noch ein Fünftel.b Diese Zuwächse sind jedoch nicht gleichmäßig über die Länder verteilt, und die höhere 
Beteiligung an der tertiären Bildung ging nicht unbedingt mit ausreichenden formalen Beschäftigungsmöglichkeiten 
für Berufsanfänger einher, eine Situation, die sich während der Covid-19-Pandemie noch verschlimmert hat.c Darüber 
hinaus hat die Nachfrage nach Hochschulbildung vielerorts im globalen Süden die Kapazitäten der öffentlichen 
Bildungseinrichtungen überstiegen, die während der Strukturanpassungspolitiken und der anschließenden Haushaltskrisen 
Budgetkürzungen hinnehmen mussten. Die wachsende Nachfrage nach Studienplätzen wurde größtenteils von privaten 
Anbietern befriedigt, was sich auf die Erschwinglichkeit und Zugänglichkeit von Hochschulbildung auswirkt.d Reiche 
Studierende sind in Bezug auf die Teilnahmequoten gegenüber armen Studierenden in der Überzahl und besuchen mit 
sehr viel größerer Wahrscheinlichkeit Universitäten mit Auswahlverfahren.e

Jüngste Untersuchungen von UNRISD haben ergeben, dass die Verfügbarkeit von Hochschulangeboten für Schulabgänger 
und erwachsene Lernende in den letzten Jahrzehnten zwar zugenommen hat, die Länder des globalen Südens im 
Vergleich zum globalen Norden aber immer noch zurückbleiben. Die Ausweitung der privaten oder gebührenpflichtigen 
Hochschulbildung als wichtigster Mechanismus zur Erweiterung des Angebots spiegelt sowohl fiskalische Zwänge als 
auch internationale Trends zur Kommerzialisierung öffentlicher Dienstleistungen wider. Dies hat nachteilige Auswirkungen 
auf den Zugang und die Chancengleichheit in Kontexten, in denen die Ungleichheiten groß sind und die meisten 
Studierenden aus einkommensschwachen Familien stammen. In Kontexten, in denen der Druck zur Kostendeckung 
und das Leistungsprinzip mit Gerechtigkeitsaspekten konkurriert, wurde der Universitätszugang durch Maßnahmen wie 
subventionierte Studiendarlehen und Programme zur Unterstützung des Lebensunterhalts, die Ausweitung subventionierter 
Programme an öffentlichen Universitäten, Quotensysteme zur Bevorzugung ethnischer Minderheiten oder People of 
Colour bei Aufnahmeprüfungen, die Ausweitung der tertiären Bildungsinfrastruktur außerhalb städtischer Zentren und das 
Fernstudium verbessert.

Geringes Einkommen oder Armut stellen nach wie vor das größte Hindernis für den Zugang zur Universitätsbildung 
dar, wobei es einigen ethnischen Minderheiten und Frauen aus besser gestellten Familien gelungen ist, Zugang zu 
gebührenpflichtigen Hochschulen zu erhalten. Allerdings sehen sich People of Colour und ethnische Minderheiten, 
Studierende mit geringem Einkommen, Studierende von öffentlichen Sekundarschulen oder mit Eltern mit niedrigem 
Bildungsniveau oder solche, die in abgelegenen Regionen leben, immer noch mit Hindernissen konfrontiert was 
Universitätszugang und Studienerfolg angeht. Weibliche Studierende sind ihrerseits oft benachteiligt. Dies deutet 
auf Mängel in Bezug auf die Horizontalität (ungleiches Prestige- und Qualitätsniveau im Hochschulsystem) und das 
soziale Mobilitätspotenzial im Hochschulwesen des globalen Südens hin, wobei sich gegenseitig verstärkende vertikale 
und horizontale Ungleichheiten in erheblichem Maße darüber entscheiden, wer Zugang zum Hochschulwesen hat 
und zu welchen Bedingungen. So sind beispielsweise Frauen tendenziell in weniger angesehenen Universitäten, 
in Studienprogrammen, die nicht auf einen anerkannten Abschluss abzielen, oder in privaten, kostenpflichtigen 
Studiengängen überrepräsentiert (wobei öffentliche, gebührenfreie Universitäten in vielen Ländern die 
wettbewerbsfähigsten und qualitativ hochwertigsten sind); und in Studiengängen mit geringerem Verdienstpotenzial. In 
Verbindung mit dem ungleichen Zugang zu sozialem Kapital, einschließlich familiärer Netzwerke, der Segmentierung 
des Arbeitsmarktes, Betreuungspflichten und anderen oben beschriebenen Nachteilen führt dies dazu, dass sich 
Hochschulbildung für Frauen im Vergleich zu Männern weniger lohnt.

a Carter und Hujo 2021; b McCowan und Bertolin 2020; c ILO 2021a; Marginson 2016; d UNESCO 2017; e Guzmán-Valenzuela 2016.

Quellen: Ayelazuno und Aziabah 2021; Gaentzsch und Zapata-Román 2020; Lebeau und Oanda 2020; McCowan und Bertolin 2020; 
Simson und Harris 2020

Wirtschaftliche und soziale Ungleichheiten fördern 
ihrerseits politische Ungleichheiten und umgekehrt, 
da Eliten Einfluss und Macht akkumulieren, um 
ein System zu erhalten und zu verewigen, das den 
Wenigen auf Kosten der Vielen zugutekommt. Es 
gibt aussagekräftige Daten, die darauf hindeuten, 
dass sich politische Systeme den Präferenzen der 
Eliten beugen. Diese Präferenzen variieren bis 
zu einem gewissen Grad je nach Gruppe und 
Ort und hängen oft mit der Wahrnehmung 
von Ungleichheit und Armut durch die Eliten 

zusammen,108 aber es zeigt sich, dass die Eliten 
mit dem System überwiegend zufriedener sind als 
die Durchschnittsbürger, sich stärker beteiligen 
und stärker in der Politik vertreten sind.109 Eliten 
üben ihren Einfluss auf die Politik und die 
Gesetzgebung durch verschiedene Strategien aus, 
darunter die Beeinflussung des Wahlprozesses durch 
Unternehmensnetzwerke und Lobbyarbeit, die 
Kontrolle der Medien oder die völlige Übernahme 
des Staates.110 Die größten Unternehmen haben 
einen beträchtlichen Einfluss auf die Weltwirtschaft, 
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da ihre Investitionen für die wirtschaftliche und 
politische Stabilität weltweit immer wichtiger 
werden.111 Im Jahr 2015 waren 69 der Akteure, 
welche weltweit die größten Einnahmen erzielen, 
Unternehmen, während nur 31 Staaten waren.112 
In Krisenzeiten ist der Einfluss der Wirtschaft 
auf die Politik oft noch größer und die Folgen 
der Einflussnahme werden verstärkt, da der Staat 
Unternehmen vor Schocks schützen will. So 
konzentrierten sich die Politikmaßnahmen während 
der Finanzkrise 2008 auf die Rettung von Banken 
und Gläubigern, anstatt die Krisenauswirkungen 
auf vulnerable Gruppen zu minimieren. Während 
der Covid-19-Pandemie spielten Unternehmen eine 
überragende Rolle bei der Gestaltung politischer 
Maßnahmen,113 z. B. bei der Abschaffung der 
Haftung für die Gesundheit und Sicherheit 
von Beschäftigten, bei der Gewährung von 
Steuersenkungen und Konjunkturprogrammen 
und bei der Durchsetzung schwächerer 
Umweltvorschriften.114

Politische Ungleichheit hat erhebliche Auswirkungen 
auf die Verwirklichungschancen eines progressiven 
Wandels, mit besonders verheerenden Folgen 
für benachteiligte Gruppen. Frauen und 
Minderheiten sehen sich mit Herausforderungen 
konfrontiert, die sich aus sozialen Normen ergeben, 

die sie am unteren Ende der Machthierarchie 
ansiedeln, sowie aus institutionellen Barrieren 
und begrenztem Zugang zu politischen 
Entscheidungszentren. Während Frauen eine 
Ausweitung ihrer grundlegenden Kompetenzen, wie 
z. B. des Wahlrechts, erreicht haben, gab es kaum 
Verbesserungen bei den erweiterten Kompetenzen, 
wie z. B. der aktiven Beteiligung an politischen 
Entscheidungsprozessen:115 nur 26 Prozent aller 
Sitze in nationalen Parlamenten werden von 
Frauen besetzt.116 Darüber hinaus gaben LGBTIQ+ 
identifizierende Personen in einer Umfrage, die im 
Rahmen eines UNRISD-Projekts zur Einbeziehung 
von LGBTIQ+ in politische Entscheidungsprozesse 
durchgeführt wurde, an, dass sie das Gefühl haben, 
sich nicht in politische Prozesse einbringen zu 
können, ohne Gefahr zu laufen, diskriminiert zu 
werden, und dass, wenn sie es doch täten, ihre 
Position nicht in gleichem Maße berücksichtigt 
würde wie die ihrer gleichgeschlechtlichen, 
heterosexuellen Gegenspieler.117 Fortschritte bei 
der Emissionsreduzierung werden ebenfalls häufig 
durch den Einfluss der Eliten stark eingeschränkt, 
da wohlhabende Einzelpersonen und Unternehmen 
ihre Ressourcen und ihre Macht einsetzen 
können, um die Umweltpolitik und diesbezügliche 
Verpflichtungen auf nationaler und globaler Ebene 
zu beeinflussen.118

Die materiellen und 
symbolischen Folgen des 
Rassismus müssen als 
bestimmende Elemente der 
politischen Agenda behandelt 
werden. Die institutionellen 
und Machtstrukturen, die den 
Rassismus schüren, müssen 
verändert werden.

– Jailson de Souza e Silva
Generaldirektor, 

Instituto Maria e João Aleixo (IMJA)
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Ein hohes Maß an wirtschaftlicher 
Ungleichheit, das oft in ein starkes 
Machtgefälle umschlägt, untergräbt 
die nachhaltige Entwicklung und 
verhindert einen transformativen 
Wandel. Wenn wirtschaftliche Ungleichheit 
auf Diskriminierung auf Basis von 
Gruppenidentitätsmerkmalen wie Geschlecht 
oder Hautfarbe trifft, kann dies zu dauerhafter 
Marginalisierung und Unterdrückung führen. 

Wirtschaftliche Ungleichheiten, die sich im 
Zuge der neoliberalen Globalisierung immer 
weiter verschärft haben, bilden den Kern von 
Machtasymmetrien und Elitenherrschaft. 
Während die globale Ungleichheit zwischen 
den Ländern insgesamt abgenommen 
hat, was auf einige wenige große 
Schwellenländer zurückzuführen ist, sind 
die Einkommensunterschiede und Abstände 
bezüglich anderer Entwicklungsindikatoren für 
viele Entwicklungsländer größer geworden.

Soziale Ungleichheiten zwischen Gruppen 
aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe 
ethnischer Zugehörigkeit oder Kaste, 
Alter, Behinderung, Staatsbürgerschaft 
und anderen Merkmalen beruhen auf 
Hierarchien und reproduzieren diese 
durch die Anwendung diskriminierender 
Regeln und Praktiken. Diese sozialen 
Ungleichheiten gehen häufig mit Armut 
und einem Mangel an wirtschaftlichen 
Ressourcen einher und wirken sich negativ 
auf die Menschen, die Wirtschaft und die 
Gerechtigkeit aus. Marginalisierte Gruppen 
haben schlechtere soziale Chancen, wobei die 
sich überschneidenden und sich gegenseitig 
verstärkenden Formen der Ungleichheit die 
Vulnerabilität noch erhöhen.

Politische Ungleichheiten und 
Machtasymmetrien führen zu einer 
Zunahme von sozialen und wirtschaftlichen 
Ungleichheiten, was wiederum zu einer 
Steigerung von politischen Ungleichheiten 
führt, da Eliten Einfluss und Macht 
akkumulieren, um ein System zu erhalten und 
zu verstetigen, das den Wenigen auf Kosten 
der Mehrheit zugutekommt. Dies ist ein mehr 
als schwieriger Kontext für die Verwirklichung 
eines fortschrittlichen Wandels und hat 
besonders verheerende Auswirkungen für 
vulnerable Gruppen und die Umwelt.

KERNAUSSAGEN KAPITEL 3
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Auf dem Weg zu einem 
neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag: Akteure, 
Bündnisse und Strategien

In einer Welt, die von zahlreichen Krisen, 
wachsender Ungleichheit und sozialer 
Ungerechtigkeit geprägt ist, beginnen viele 
Menschen, die Prinzipien, Werte und öffentlichen 
Institutionen, auf denen unsere Gesellschaften 
beruhen, in Frage zu stellen — das, was 
Philosophen wie Hobbes, Locke und Rousseau 
den Gesellschaftsvertrag genannt haben.119 In 
diesem Bericht argumentieren wir, dass der 
Gesellschaftsvertrag, der das zwanzigste Jahrhundert 
dominiert hat — eine implizite Abmachung, die den 
wirtschaftlichen Erfordernissen von Wachstum und 
Produktivität und den sozialen Erfordernissen von 
Umverteilung und sozialem Schutz Rechnung trägt 
— zusammengebrochen ist und die transformative 
Vision der Agenda 2030 nicht weiter repräsentieren 
kann. Im Zeitalter der neoliberalen Globalisierung 
haben zunehmende Ungleichheiten und vielfältige 
Krisen die Gesellschaftsverträge in verschiedenen 
Kontexten untergraben und eine politische 
Vertrauens- und Legitimationskrise sowie eine Krise 
der sozialen Reproduktion ausgelöst, während die 
Menschheit noch keinen wirksamen Mechanismus 

gefunden hat, um den Schutz der Natur oder die 
Rechte künftiger Generationen zu sichern.

Eine Reihe unterschiedlicher Stimmen aus 
sozialen Bewegungen, Gewerkschaften und 
Wirtschaftssektoren haben begonnen, einen neuen 
Gesellschaftsvertrag zu fordern,120 darunter auch 
der UN-Generalsekretär, vor allem in seinem 
Bericht „Our Common Agenda“.121 Allerdings 
gibt es unterschiedliche Vorstellungen darüber, 
wie ein idealer Gesellschaftsvertrag aussehen 
sollte. In der Tat ist es wichtig, die Vielfalt der 
normativen und realen Gesellschaftsverträge 
sowie die Machtasymmetrien und strukturellen 
Ungleichheiten, die sie prägen, zu erkennen. 
Gesellschaftsverträge in der realen Welt sind in der 
Regel weit von der Vorstellung entfernt, dass freie 
und gleiche Personen eine Gesellschaft schaffen, 
die auf Regeln beruht, denen alle zustimmen.122 
Vielmehr spiegeln Gesellschaftsverträge bestehende 
Machtstrukturen und Ungleichheiten auf 
verschiedenen Ebenen und in unterschiedlichen 
Formen wider und schaffen oft de facto 
Herrschaftsverträge.123 Sie gewähren der Nicht-Elite 
selten breite politische Teilhabe und konzentrieren 
sich im besten Fall auf andere legitimierende 
Faktoren wie die Bereitstellung von Sicherheit oder 
Wohlfahrt.124 Meistens sind sie das Ergebnis von 
Elitenabsprachen und Marktmacht.125

Ein neuer ökosozialer 
Gesellschaftsvertrag 
für Gleichheit, 
Gerechtigkeit und 
Nachhaltigkeit
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Sozialverträge sind in jeder Gesellschaft zu finden. 
Sie sind sehr unterschiedlich, haben sich aus 
verschiedenen Zusammenhängen entwickelt und sind 
durch historische und kontextuelle Faktoren geprägt. 
In Afrika implizieren kommunitaristische, dem 
Gemeinwohl verpflichtete Ansätze wie Ubuntu — „Ich 
bin, weil wir sind“ —, dass der Einzelne sich über seine 
Beziehung zur Gemeinschaft definiert.126 Buen Vivir, das 
Paradigma des guten Lebens, eine ganzheitliche, von 
indigenem Wissen und Werten inspirierte Vision, die 
harmonische Beziehungen zwischen Mensch und Natur 
fördert, ist die normative Grundlage für nationale 
Entwicklungsstrategien in den Verfassungen Boliviens 
und Ecuadors.127 Ein weiterer kommunitaristischer 
Ansatz ist Ecoswaraj, d. h. ökologische Selbstverwaltung 
oder Selbstverantwortung.128 Er verbindet das 
Konzept des Swaraj, das Gandhi im indischen 
Unabhängigkeitskampf verwendete, mit der Ökologie. 
Wie jeder Gesellschaftsvertrag sind auch die 
kommunitaristischen Philosophien und Vorstellungen 
nicht von wirtschaftlichen und politischen Interessen 
isoliert. Sie bedürfen der ständigen Verpflichtung 
mit Basisbewegungen und denen, die ihre eigentliche 
Bedeutung verteidigen.129

Die jüngste Geschichte zeigt, dass Gesellschaftsverträge 
nicht in Stein gemeißelt sind, sondern neu ausgehandelt 
werden, wenn sich der Kontext ändert oder wenn 
die Verträge an Legitimität und Unterstützung 
verlieren. Länder haben in kritischen Momenten 
neue Sozialverträge als Reaktion auf Regimewechsel, 
Forderungen der Bürger und soziale Kämpfe geschlossen 
und dabei eine Vielzahl institutioneller und politischer 
Reformen in Angriff genommen. In Afrika beispielsweise 
wurden die Gesellschaftsverträge von unabhängigen 
postkolonialen Regierungen neu geschrieben, die sich 
um den Aufbau von Nationen, die staatliche Legitimität 
und den sozialen Zusammenhalt bemühten und so zur 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung beitrugen.130 
In der neoliberalen Ära wurden Gesellschaftsverträge, 
die mit Wohlfahrtskapitalismus oder Nationenbildung 
in Verbindung gebracht wurden, zunehmend 
untergraben und durch neue Arten von Verträgen 
ersetzt, die die Verantwortung des Einzelnen zum 
Nachteil von Gemeinschaftswerten, Umverteilung und 
öffentlicher Versorgung betonten, was zu wachsenden 
Ungleichheiten und einer Schwächung der öffentlichen 
Institutionen führte.131 Verfassungsreformen im 
Zusammenhang mit Demokratisierungsprozessen 
(siehe Kasten O.3), progressive Landreformen oder 
die Ausweitung sozialer Rechte in der Zeit der sozialen 
Wende, die die Sozialpolitik in den 1990er und 2000er 
Jahren wieder auf die Entwicklungsagenda brachte, sind 
verschiedene Beispiele dafür, wie Gesellschaftsverträge 
neu ausgehandelt wurden, oft mit realen Vorteilen für 
vulnerable oder zuvor ausgeschlossene Gruppen.132

Kasten O.3 Neuverhandlung von Sozialverträgen 
nach dem Estallido Social (Sozialer Ausbruch) in 
Chile

Die Proteste in Santiago, Chile, im Oktober 2019 
wurden durch eine Erhöhung der U-Bahn-Tarife 
ausgelöst, entwickelten sich aber schnell zu einer 
Kundgebung gegen Ungleichheit und die hohen 
Kosten der privatisierten Bildungs-, Gesundheits- und 
Sozialversicherungssysteme. Rund 1,2 Millionen 
Menschen, darunter viele Bürgerinnen und Bürger 
aus der Mittelschicht, beteiligten sich an dem 
größten Protestmarsch seit der Rückkehr des Landes 
zur Demokratie im Jahr 1989. Die steigenden 
Lebenshaltungskosten und die Einschränkung der 
sozialen Mobilität wurden mit dem neoliberalen 
Wirtschaftssystem in Verbindung gebracht, das 
Anfang der 1980er Jahre unter der Pinochet-Diktatur 
eingeführt wurde und von dem die wohlhabenden 
wirtschaftlichen und politischen Eliten unverhältnismäßig 
stark profitierten, ohne dass es seit dem Wechsel 
zur Demokratie zu grundlegenden Änderungen 
gekommen wäre. Während das Land bereits zuvor von 
Massenprotesten heimgesucht wurde, insbesondere 
von der Studentenbewegung, die 2012 kostenlose 
Bildungseinrichtungen forderte, und von einem Marsch 
von einer Million Menschen im Jahr 2016, die eine 
Reform des privatisierten Rentensystems des Landes 
forderten,a erreichten die Proteste 2019/2020 ein neues 
Ausmaß, das die Regierung dazu veranlasste, in der 
Hauptstadt den Notstand auszurufen, und welche zu 
gewaltsamen Zusammenstößen mit Sicherheitskräften 
führte.b Die Proteste in Chile fanden nicht nur weltweit 
große Beachtung in den Medien, sondern führten auch zu 
konkreten Reaktionen der Regierung auf die Forderungen 
der Protestierenden. Die wichtigste war die Direktwahl 
einer verfassungsgebenden Versammlung, die eine 
neue Magna Carta ausarbeiten sollte, welche die viel 
kritisierte Verfassung aus der Pinochet-Ära ersetzen 
sollte. Die chilenischen Wähler und Wählerinnen, die 
im September 2022 über den Entwurf abstimmen 
sollten, der verschiedene radikale Änderungen wie mehr 
Rechte für indigene Völker, Frauen und die Natur vorsah, 
lehnten den Vorschlag jedoch mit großer Mehrheit ab. 
Es ist klar, dass der Weg zu einem neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag nicht frei von Hindernissen ist. 

a Pribble 2017; b DW 2019.

In Anbetracht der miteinander verbundenen 
wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und 
politischen Krisen, mit denen wir weltweit 
konfrontiert sind, fordern Organisationen 
und Bewegungen die Schaffung eines neuen 
Gesellschaftsvertrags zwischen Menschen, zwischen 
Bürgerinnen und Bürgern und Regierungen sowie 
zwischen Mensch und Natur. Die Vereinten Nationen 
haben in diesem Prozess eine starke Stimme, 
die sich auf ihre Charta und ihren umfassenden 
Menschenrechtsrahmen, ihre verschiedenen 
Organisationen, die sich für Frieden, Sicherheit, 
wirtschaftliche Stabilität und nachhaltige Entwicklung 
einsetzen, und das globale Klimaregime stützt. Die 
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Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung stellt 
einen globalen Konsens auf höchster Ebene und 
eine Verpflichtung der UN-Mitgliedsstaaten zu den 
wichtigsten Zielen dar, die ein neuer ökosozialer 
Gesellschaftsvertrag erfüllen muss.

Dieser Bericht geht davon aus, dass der 
Gesellschaftsvertrag grundlegend überarbeitet 
werden muss, wenn wir eine nachhaltige 
Entwicklung für alle erreichen wollen. Er muss 
zu einem ökosozialen Vertrag werden, der die 
ökologische Dimension einbezieht und einen neuen 
Vertrag für den Planeten und künftige Generationen 
schafft. Dieser neue ökosoziale Gesellschaftsvertrag 
muss sich auf einen breiten Konsens zwischen den 
verschiedenen Interessengruppen stützen, einen 
demokratischen, integrativen und partizipativen 
Entscheidungsprozess auf mehreren Ebenen 
in Gang setzen und faktengestützte politische 
Vorschläge in die Entscheidungsgremien 
einbringen. Die Grundidee eines neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrags besteht darin, eine Reihe von 
Beratungsprozessen auf lokaler, nationaler, regionaler 
und globaler Ebene, in verschiedenen Sektoren und 
mit unterschiedlichen Interessengruppen zu fördern, 
um zu einer gemeinsamen Vision, konkreten Zielen 
und Verpflichtungen sowie zu Mechanismen der 
Rechenschaftspflicht zu gelangen.

Damit ein neuer ökosozialer Gesellschaftsvertrag 
tragfähig ist, muss ein breiter gesellschaftlicher 
und globaler Konsens darüber bestehen, was 
die gemeinsamen öffentlichen Güter sind (z. B. 
Begrenzung der Erderwärmung auf weniger als 1,5 
°C, menschenwürdige Arbeit für alle und Wahrung 
des Weltfriedens und der globalen Sicherheit im 

Einklang mit der UN-Charta), wie sie erreicht 
werden und wie sie finanziert werden können. Die 
Erzielung eines solchen Konsenses mag weder ein 
reibungsloser Prozess noch eine schnelle Lösung 
sein, aber es sollte ein demokratischer, integrativer 
und transparenter Prozess sein.

Das Aushandeln eines neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrags erfordert auch, dass wir 
uns über normative Grundlagen und Werte klar 
werden. Wir müssen die derzeitigen Grundsätze 
und Werte überdenken, die unsere Gesellschaften 
und Volkswirtschaften leiten und die die Politiken 
und Institutionen untermauern, die zur Bewältigung 
der dringenden Entwicklungsherausforderungen 
erforderlich sind. Auf der Grundlage der in diesem 
Bericht vorgelegten Erkenntnisse und Analysen 
argumentieren wir, dass ein neuer ökosozialer 
Gesellschaftsvertrag dazu beitragen sollte, eine Reihe 
von Beziehungen neu zu gestalten, die stark aus 
dem Gleichgewicht geraten sind — die Beziehungen 
zwischen Staat, Bürgerinnen und Bürgern, zwischen 
Kapital und Arbeit, zwischen dem globalen Norden 
und dem globalen Süden, zwischen Menschen und 
der natürlichen Umwelt. Der Vertrag sollte darauf 
beruhen, hegemoniale Geschlechterrollen und im 
Patriarchat verwurzelte Beziehungen auszugleichen, 
historische Ungerechtigkeiten zu beseitigen 
und die Solidarität auf kommunaler, nationaler 
und globaler Ebene zu stärken. Neue ökosoziale 
Gesellschaftsverträge können sich an einer Vision 
orientieren, die darauf abzielt, Gesellschaftsverträge 
inklusiver, gerechter und nachhaltiger zu gestalten, 
indem sieben Prinzipien angewandt werden: 
Menschenrechte für alle, progressive Fiskalverträge, 
transformierte Volkswirtschaften und Gesellschaften, 
ein Vertrag für die Natur, Aufarbeitung historischer 
Ungerechtigkeiten, Geschlechtergerechtigkeit und 
Solidarität.

Gewöhnliche Menschen sollten 
bei der Entwicklung einer grünen 
Klimapolitik im Mittelpunkt 
stehen. ... Jeder Mensch verfügt 
über eine Reihe von Ressourcen 
und kreatives Potenzial, um 
diesen Prozess zu beeinflussen: 
als Wähler, als Eigentümerin von 
Vermögen, als Verbraucher, als 
Bürgerin und als Wissensträger.

– Kumi Naidoo
Berater Community Arts Network (CAN) 

und Green Economy Coalition (GEC)
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Der Gesellschaftsvertrag des zwanzigsten 
Jahrhunderts brachte zwar sozialen Fortschritt und 
größeres Wohlergehen für viele, ließ aber viele 
zurück und ignorierte die planetaren Grenzen. Ein 
neuer ökosozialer Gesellschaftsvertrag für das 21. 
Jahrhundert muss alle einschließen und sich mit 
historischen Ungerechtigkeiten wie Kolonialismus 
und Sklaverei ebenso auseinandersetzen wie mit 
den Herausforderungen der Gegenwart, während er 
gleichzeitig Wirtschaft und Gesellschaft verändert und 
umstrukturiert, um Klimawandel und Umweltzerstörung 
aufzuhalten.

Es gibt nicht nur einen Gesellschaftsvertrag, 
sondern viele. Auf dem Weg zu einem neuen 
ökosozialen Gesellschaftsvertrag können wir viel von 
der Vielfalt kommunitaristischer Visionen und den 
Erfahrungen von Ländern in allen Teilen der Welt lernen. 
Die Dekolonialisierung von Wissen ist entscheidend für 
die Beseitigung von Machtasymmetrien. 

Bestehende Gesellschaftsverträge wurden häufig 
in Krisenzeiten und an Scheidepunkten neu 
ausgehandelt, wodurch sich eine Gelegenheit für 
den Aufbau einer besseren Zukunft eröffnete. Es 
besteht jedoch auch die Gefahr eines Rückschritts 
durch elitengesteuerte und populistische Absprachen 
und durch Ablehnung von politischen Ansätzen, 
die sich der Förderung von Gerechtigkeit und 
Menschenrechten verschrieben haben.

Ein neuer ökosozialer Gesellschaftsvertrag sollte 
im Rahmen von Beratungsprozessen auf lokaler, 
nationaler, regionaler und globaler Ebene, in 
verschiedenen Sektoren und mit unterschiedlichen 
Interessengruppen erarbeitet werden. Um zu einer 
gemeinsamen, gerechten Vision zu gelangen 
und diese in greifbare Ergebnisse umzuwandeln, 
brauchen wir normative, regulatorische und politische 
Veränderungen sowie konkrete Ziele, Verpflichtungen 
und Rechenschaftsmechanismen, die auf die lokalen 
Gegebenheiten zugeschnitten sind.

Ein neues Entwicklungsmodell 
für soziale, wirtschaftliche und 
Umweltgerechtigkeit

Wenn wir die Krise als Chance für einen Wandel 
nutzen wollen, ist es jetzt an der Zeit zu handeln. 
Wir brauchen ein neues Entwicklungsmodell, das 
soziale, wirtschaftliche und Umweltgerechtigkeit 
fördert, Ungleichheit abbaut und die 
wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und 
politischen Krisenfaktoren angeht. Wir schlagen 
ein Modell vor, das auf einem integrierten Ansatz 
beruht, der aus drei sich gegenseitig verstärkenden 
Säulen besteht (siehe Abbildung O.5): alternative 
Wirtschaftsansätze, die Umwelt- und soziale 
Gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellen und die 
Beziehungen zwischen Staat, Markt, Gesellschaft 
und Natur wieder ins Gleichgewicht bringen, 
eine transformative Sozialpolitik, die durch einen 
fairen Fiskalvertrag untermauert wird, sowie ein 
neu konzipierter Multilateralismus und gestärkte 
Solidaritäten.

Alternative Wirtschaftsansätze müssen die in diesem 
Bericht dargelegten Hauptwidersprüche des 
gegenwärtigen Systems überwinden: die Ausbeutung 
von Mensch und Natur und die wachsenden 
Ungleichheiten, die den Gesellschaftsvertrag 
zersetzen. Sie müssen auch ein Gegennarrativ zu 
dem Glauben liefern, dass freie Märkte und der 
private Sektor allein nachhaltiges Wachstum und 
Entwicklung schaffen können.133 Und sie müssen 
die Schlüsselbeziehungen auf eine neue Grundlage 
stellen — die zwischen Staat und Markt, zwischen 
verschiedenen Marktakteuren und entlang globaler 
Wertschöpfungsketten sowie auf lokaler Ebene 
zwischen Märkten und lokalen Gemeinschaften.

Verschiedene Akteure, darunter Regierungen, 
Gewerkschaften und internationale Organisationen, 
schlagen einen Green New Deal vor, der 
internationale Zusammenarbeit und ein Überdenken 
der multilateralen Institutionen erfordert, um 
sicherzustellen, dass die beschlossenen Regeln 
soziale, wirtschaftliche und Umweltgerechtigkeit 
fördern und gleichzeitig zu gewährleisten, dass 
es ein guter Deal für den globalen Süden ist.134 
Insbesondere zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Organisationen für Klimagerechtigkeit 
schlagen häufig Projekte und Pläne für einen 
gerechten Übergang zu mehr Nachhaltigkeit vor, 
die eine grundlegend andere Zukunft anstreben. 
Diese Vorschläge sind im solidarökonomischen 
Denken verwurzelt und gehen verschiedene 
Dimensionen bestehender Ungerechtigkeiten 
und Ungleichheiten intersektional an.135 

KERNAUSSAGEN KAPITEL 4:
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Abbildung O.5 Ein neues Entwicklungsmodell für soziale, wirtschaftliche und Umweltgerechtigkeit

7 Grundsätze für den Aufbau eines neuen ökosozialen Gesellschaftsvertrags

11 Politikplattformen zur Verringerung der Ungleichheit

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

Fiskalpolitik

Unternehmens- und 
Marktregulierung

Stadtpolitik

Sozial nachhaltige 
Umweltpolitik

Universelle 
Sozialpolitik Ernährungssouveränität 

und Ernährungspolitik
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1
Alternative Wirtschaftsansätze, 
die Umwelt- und soziale 
Gerechtigkeit in den Mittelpunkt 
stellen und die Beziehungen 
zwischen Staat, Markt, 
Gesellschaft und Natur wieder ins 
Gleichgewicht bringen

2
Eine transformative Sozialpolitik, 
die durch einen fairen Fiskalvertrag 
untermauert wird

3
Ein reformierter und gestärkter 
Multilateralismus und Solidarität

3 Säulen eines neuen Entwicklungsmodells, das Gerechtigkeit, 
Gleichheit, Nachhaltigkeit und Resilienz fördert
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Wirtschaftsakteure suchen zunehmend nach 
Möglichkeiten, Umwelt-, Sozial- und Governance-
Belange in ihre Tätigkeit einzubeziehen. Neue 
Ansätze für die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 
Unternehmen, wie sie von UNRISD vorgeschlagen 
werden, sind ein Schritt hin zu einer effektiveren 
Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einer 
nachhaltigen Entwicklung und bieten gleichzeitig 
Anreize für die Anwendung transformativerer 
Ansätze.136 Übergreifende wirtschaftspolitische 
Anliegen beschäftigen sich mit der Frage, wie man 
am besten eine Wirtschaft aufbaut, die stabil, 
nachhaltig und dynamisch ist, menschenwürdige und 
produktive Arbeitsplätze schafft sowie Innovationen 
und technologischen Fortschritt fördert, die 
dazu beitragen, die großen Herausforderungen 
unserer Zeit zu bewältigen, während gleichzeitig 
die Anreize für negative Verhaltensweisen wie Gier 
und Korruption minimiert werden. Das derzeitige 
wirtschaftspolitische Umfeld begünstigt tendenziell 
mächtige Wirtschaftsakteure wie multinationale 
Konzerne und Großunternehmen zum Nachteil 
kleinerer Betriebe, von denen einige auf der 
Grundlage größerer ökologischer Nachhaltigkeit 
und demokratischer Betriebsführung tätig sind. Die 
Rolle des Staates wurde häufig darauf reduziert, 
so genanntes Marktversagen zu beheben und ein 
günstiges Umfeld für Investoren zu schaffen.137 Im 
Globalisierungskontext bedeutete dies häufig die 
Liberalisierung und Deregulierung des Marktes, 
eine Politik der Währungsstabilisierung und 
die Vergesellschaftung der Investitionsrisiken 
gewinnorientierter Unternehmen, wodurch 
diese riesige Gewinne einfahren können, ohne 
die mit ihrer Tätigkeit verbundenen Kosten zu 
tragen.138 Um unsere Volkswirtschaften integrativer, 
nachhaltiger und produktiver zu machen, muss 
die Rolle des Staates in der wirtschaftlichen 
Entwicklung unbedingt überdacht und neu 
gestaltet werden.139 Dazu gehören veränderte 
Beziehungen zwischen Staat und Markt, eine bessere 
Steuerung globaler Wertschöpfungsketten und 
neue Beziehungen zwischen Marktakteuren und 
lokalen Gemeinschaften. Auf diese Weise sollen 
wirtschaftliche Aktivitäten wieder in soziale und 
territoriale Kontexte eingebettet werden, die der 
Einbeziehung aller, den Menschenrechten und der 
Nachhaltigkeit eher förderlich sind.

Die Sozial- und Solidarökonomie (SSÖ) ist 
ein alternativer Wirtschaftsansatz, der diesen 
Anforderungen gerecht werden kann. Durch die 
Institutionalisierung kollektiven Handelns und die 
Wiedereinbettung der Wirtschaft in die Gesellschaft 
sowie die Förderung von Produktions-, Austausch- 
und Konsumformen, die sowohl die Menschen 

als auch den Planeten schützen, zielt sie auf die 
Verwirklichung emanzipatorischer Ziele innerhalb 
der Wirtschaft und der politischen Ökonomie 
im weiteren Sinne ab.140 Durch die Förderung 
von ökologischer und sozialer Nachhaltigkeit 
in Produktion, Handel und Konsum stellt die 
SSÖ Gemeingüter wieder in den Mittelpunkt 
und schafft ein neues Gleichgewicht zwischen 
Wirtschaft und Gesellschaft, um zu gewährleisten, 
dass jeder über das verfügt, was sie für ein gutes 
Leben braucht — die Essenz eines neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrags.141 Wie dieser Bericht zeigt, 
sind angemessene rechtliche Rahmenbedingungen 
und die öffentliche Politik entscheidend für die 
Förderung der SSÖ und die Maximierung ihres 
Potenzials, Wirtschaft und Gesellschaft nachhaltiger 
zu machen (siehe Kasten O.4).

Eine transformative Sozialpolitik und ein fairer 
Fiskalvertrag spielen eine Schlüsselrolle bei der 
Umstellung des derzeitigen Entwicklungsmodells 
auf soziale und Klimagerechtigkeit.142 Sie sind der 
Kern eines neuen ökosozialen Gesellschaftsvertrags, 
der Wirtschaft und Gesellschaft zugutekommt, 
den sozialen Zusammenhalt und das Vertrauen 
stärkt und den Regierungen Legitimität und 
Glaubwürdigkeit verleiht. Institutionalisierte, 
langfristige, universelle und auf den 
Menschenrechten basierende Ansätze für die 
soziale Sicherung, die alle Gesellschaftsschichten 
ermächtigen, eine Rolle bei der Entwicklung ihrer 
Gemeinschaften zu spielen, sind der Schlüssel 
zum Abbau von Ungleichheiten und zur Stärkung 
der Resilienz gegenüber künftigen Schocks und 
Krisen.143 Eine transformative Sozialpolitik spielt 

Die Erfahrung der Self-Employed Women’s 
Association (Vereinigung selbständig 
erwerbstätiger Frauen, SEWA), die seit 
über fünf Jahrzehnten in Indien Frauen im 
informellen Sektor organisiert, hat gezeigt, 
dass es zur Bewältigung der vielfältigen 
Herausforderungen, mit denen diese 
Arbeiterinnen konfrontiert sind, notwendig 
ist, ihre kollektive Handlungsfähigkeit, ihre 
Verhandlungsmacht und ihre Führungsrolle zu 
stärken, um sie im Kampf gegen ungerechte 
Arbeitsbedingungen zu unterstützen und ihnen 
eine Stimme, Sichtbarkeit und Geltung als 
Arbeiterinnen zu verleihen.

– Reema Nanavaty
Direktorin,  

Self-Employed Women’s Association (SEWA)
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eine besondere Rolle bei der Umverteilung der 
unbezahlten Sorgearbeit in der Gesellschaft und bei 
der Unterstützung der sozialen Reproduktion, indem 
sie die Bereiche wieder miteinander verbindet, 
deren Trennung uns in das aktuelle Krisenszenario 
geführt haben — die Trennung zwischen bezahlten 
Marktleistungen und unbezahlten Haushalts- 
oder Umweltleistungen. Die Sozialpolitik ist 
ebenfalls sehr wichtig für die Stabilisierung der 
Wirtschaft durch die so genannten automatischen 
Stabilisatoren (wenn die Wirtschaft im Abschwung 
schrumpft, sinken die Steuereinnahmen und die 
Transferzahlungen steigen, und umgekehrt im 
Aufschwung), für die Produktion durch Investitionen 
in gesunde und gut ausgebildete Arbeitskräfte und 
für die Umverteilung der Markteinkommen, um die 
Einkommensgleichheit zu erhöhen, was sich positiv 
auf das Wachstum und die Armutsbekämpfung 
auswirkt.144 Sozialversicherungen und 
Sozialhilfeprogramme schützen die Menschen vor 
Lebenszyklus- und Marktrisiken und sind wichtige 
Instrumente zur Abfederung der Auswirkungen von 
Krisen, Schocks und humanitären Notsituationen.145

Es ist notwendig, die Ideen rund um die Fürsorge 
und die Sorgeethik neu zu erfinden und zu 
klären, wie Sorgearbeit und -dienstleistungen 
in marktwirtschaftlichen und nicht 
marktwirtschaftlichen Bereichen bewertet werden.146 
Sorgearbeit und Fürsorge müssen im Mittelpunkt 
eines neuen Wirtschafts- und Sozialmodells stehen. 
Globale Trends wie die Alterung der Bevölkerung 
und die Covid-19-Pandemie haben gezeigt, dass wir 
uns an einem Wendepunkt befinden, an dem eine 
Sorgekrise droht. Um dieser Entwicklung Einhalt 
zu gebieten, brauchen wir öffentlich finanzierte 
(universelle) Pflege- und Betreuungsdienstleistungen, 
einschließlich der Gesundheitsfürsorge, und wir 
müssen die Arbeitsbedingungen der Pflege- und 
Betreuungskräfte, einschließlich Hausangestellten, 
verbessern und gleichzeitig ein unterstützendes 
Umfeld für unbezahlte Sorgearbeiter und 
-arbeiterinnen schaffen, indem wir den Zugang 
zu sozialen Diensten und sozialer Sicherung 
verbessern und die Kombination von bezahlter 
und unbezahlter Arbeit erleichtern, z. B. durch 
Arbeitsmarktregulierung und Elternzeitregelungen.147 
Die Reform des Sorgesektors und unseres 

Kasten O.4 Förderung von SSÖ durch öffentliche Politik: Richtlinien für lokale Regierungen — Dakar

Im Senegal wurde die SSÖ als Reaktion auf ein Wachstum gefördert, das nicht zu breiteren sozialen Entwicklungsfortschritten 
geführt hat. Die senegalesische Wirtschaft ist jüngst (2016-2019) mit einer durchschnittlichen jährlichen Rate von 
mehr als 6 Prozent gewachsen, vor allem aufgrund der Binnennachfrage, die durch öffentliche Ausgaben und steigende 
Haushaltseinkommen, einschließlich Überweisungen senegalesischer Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen im Ausland, 
angekurbelt wurde. Trotz des Wirtschaftswachstums erreichten die Arbeitslosen- und Unterbeschäftigungsquoten im Jahr 2019 
16,9 % bzw. 27,7 %. Die Quoten sind in ländlichen Gebieten und bei Frauen höher. Im Jahr 2019 lagen die Arbeitslosenquoten 
für Frauen und Männer bei 27,6 % bzw. 8,6 %. Die Mehrheit der senegalesischen Bürgerinnen und Bürger glaubt nicht, dass 
sie an den Vorteilen des Wirtschaftswachstums teilhaben, und die Armut ist tief verwurzelt.

Zwei bemerkenswerte Reaktionen der SSÖ auf diese Situation sind Wohnungsbaugenossenschaften und genossenschaftliche 
Krankenversicherungen. Vor dem Hintergrund steigender Wohnkosten ist die genossenschaftliche Option zu einer Alternative für 
Menschen geworden, die ein Haus besitzen wollen. In der Region Dakar wurden mehr als 600 Wohnungsbaugenossenschaften 
gegründet. Darüber hinaus wurden seit 2012 mehr als 100 Gesundheitsgenossenschaften gegründet. Sie bieten 
Krankenversicherungen an, schließen die große Lücke in der öffentlichen Gesundheitsversorgung und tragen zur Verbesserung 
des Gesundheitszustandes der Bevölkerung sowohl in städtischen als auch in ländlichen Gebieten bei.

Als Reaktion auf das Wachstum des SSÖ-Sektors und seiner Vorteile hat die senegalesische Regierung den SSÖ-Sektor im 
Rahmen des Emerging Senegal Plan als vorrangigen Sektor und als zweitwichtigste von fünf Hauptinitiativen eingestuft. Die 
Regierung beschloss, den SSÖ-Sektor zu fördern und zu entwickeln, da die produktive und umverteilende Funktion der SSÖ 
dazu beitragen kann, benachteiligte und marginalisierte Menschen an den Vorteilen des Wirtschaftswachstums teilhaben zu 
lassen und folglich eine demokratische Gesellschaft zu stärken.

Im Juni 2021 verabschiedete das senegalesische Parlament das SSÖ-Rahmengesetz, das die offiziellen Definitionen der 
im SSÖ-Sektor verwendeten Begriffe und spezielle Steuern für den SSÖ-Sektor einführte und einen nationalen SSÖ-Rat 
schuf, der die zentrale nationale Institution zur Förderung der SSÖ sein wird. RACTES (Réseau des Acteurs et Collectivités 
de l’ESS—Netzwerk der SSÖ Akteure und Körperschaften) spielte eine wichtige Rolle durch die Bereitstellung von Beiträgen 
für die Gesetzgeber und Lobbyarbeit zur Verabschiedung des SSÖ-Rahmengesetzes. Insbesondere Empfehlungen zu 
politischen Maßnahmen zur Förderung der SSÖ, die aus der UNRISD-Forschung „Public Policies for Social and Solidarity 
Economy: The Experience of the City of Dakar“a und „Guidelines for Local Governments on Policies for Social and Solidarity 
Economy“b hervorgingen, wurden als Kapitel IV. Mésures d’accompagnement et de promotion de l’ESS (Unterstützungs- und 
Förderungsmaßnahmen für die SSÖ) des SSÖ-Rahmengesetzes angenommen.
a Diop und Samb 2021; b Jenkins et al. 2021.

Quellen: Diop und Samb 2021; RTES 2021



24

UNRISD

Sorgeansatzes ist ein wesentlicher Schritt auf dem 
Weg zu einem neuen, auf Gerechtigkeit basierenden 
Geschlechtervertrag.

Eine transformative Sozialpolitik basiert im 
Gegensatz zu einer residualen oder auf bestimmte 
Zielgruppen ausgerichteten Sozialpolitik auf 
institutionalisierten Rechten und bietet eine 
universelle Abdeckung für alle und über den 
gesamten Lebensverlauf hinweg, z. B. universelles 
Kindergeld und Sozialrenten,148 Maßnahmen 
zur sozialen Eingliederung,149 Ausweitung der 
sozialen Sicherung auf informelle und selbständige 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,150 
Grundeinkommensgarantien151 und 
Mindestlohnpolitik.152 Sie umfassen grundlegende 
soziale Dienstleistungen wie Gesundheit und 
Bildung sowie arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
zur Förderung produktiver Beschäftigung und 
menschenwürdiger Arbeit, wobei gleichzeitig 
die Möglichkeiten der Beschäftigten, sich im 
Berufsleben zu entfalten, erweitert und ihre 
Anpassungsfähigkeit an das sich wandelnde 

wirtschaftliche Umfeld gefördert werden.153 Wenn 
sie gut konzipiert und umgesetzt werden, können sie 
sich mit intersektionellen Ungleichheiten, sozialer 
Ausgrenzung und Stratifizierung befassen und 
gleichzeitig ein stärkeres Gefühl von Bürgerschaft 
und Solidarität schaffen.154 Die Unterstützung 
marginalisierter und vulnerabler Gruppen kann 
durch positive Maßnahmen, Bewusstseinsbildung 
und Aufklärung sowie durch Maßnahmen 
zur Minimierung von Diskriminierung und 
Voreingenommenheit bei der Politikumsetzung 
erreicht werden.155 Von besonderer Bedeutung 
sind integrierte Ansätze, die Synergien zwischen 
Sozialpolitik und Dienstleistungserbringung schaffen 
können, z. B. integrierte Sorgesysteme,156 und 
zwischen sozialen und ökologischen Zielen, z. B. 
ökosoziale Politiken.157

Sozialpolitische Maßnahmen müssen durch einen 
fairen Fiskalvertrag finanziert werden,158 der 
sowohl die Nachhaltigkeit der Finanzierung als 
auch die Verringerung von Ungleichheiten und 
negativen sozialen Auswirkungen gewährleistet.159 
Die Besteuerung hat das größte Potenzial, zu 
Nachfragewachstum, wirtschaftlicher Stabilität 
und größerer Gleichheit beizutragen, wenn sie auf 
hohe Einkommen, übermäßige Zufallsgewinne 
und die damit verbundene Anhäufung von 
Vermögen und spekulative Aktivitäten160 abzielt 
und gleichzeitig Anreize für nachhaltige Produktion 
und nachhaltigen Konsum bietet.161 Erfolgreiche 
Steuerverhandlungen auf nationaler Ebene setzen 
voraus, dass die wirtschaftlichen Eliten wieder in den 
Gesellschaftsvertrag einbezogen werden. Reformen 
auf globaler Ebene sollten die globale Umverteilung 
und den nachhaltigen Zugang zu Finanzmitteln 
fördern, die Auslandsverschuldung im globalen 
Süden reduzieren und die Finanzialisierung, den 
Steuerwettbewerb, die Steuervermeidung und die 
Kapitalflucht eindämmen.162

In einer stark integrierten Welt, in der transnationale 
Fragen immer mehr an Bedeutung gewinnen, 
werden uns nationale politische Reformen nur 
begrenzt weiterbringen. Die dritte Säule eines 
neuen Entwicklungsmodells für soziale und 
Klimagerechtigkeit ist ein reformiertes globales 
Governance System, das auf einem neu konzipierten 
Multilateralismus und gestärkten Solidaritätsprinzipien 
beruht und die gegenseitigen Abhängigkeiten 
aller Menschen sowie zwischen Mensch und 
Natur anerkennt.163 Dieses globale System sollte 
ein günstiges Umfeld für Sicherheit, Frieden, 
Menschenrechte und nachhaltige Entwicklung 
schaffen und versuchen, die Brüche und 

Die Verwirklichung von Vorschlägen 
[zur Demokratisierung des Zugangs zu 
Impfstoffen] wird durch Zwänge behindert, 
die hauptsächlich politischer Natur sind 
und die die beträchtliche Lobbymacht 
widerspiegeln, die große Unternehmen 
bei Staaten in der ganzen Welt haben. 
Solche Zwänge sind jedoch nur dann 
verbindlich, wenn Bürger und Bürgerinnen 
nicht genügend Gegendruck auf ihre 
Regierungen ausüben. Dies ist nicht nur 
notwendig, um die Impfstoffgerechtigkeit 
zu gewährleisten, die für die Bewältigung 
der Covid-19-Pandemie unerlässlich ist, 
sondern auch, um die internationale 
Solidarität zu erreichen, die eine 
Mindestvoraussetzung dafür ist, dass 
die Menschheit andere existenzielle 
Bedrohungen, wie die des Klimawandels, 
bewältigen kann. 

– Jayati Ghosh
Professorin, Universität 

von Massachusetts Amherst
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Ungleichheiten, die uns trennen, zu überwinden. 
Um die neoliberale Hyperglobalisierung 
einzudämmen und globale Machtasymmetrien 
zu überwinden, müssen Regeln und Vorschriften 
gestärkt werden, die die Weltwirtschaft wieder in 
soziale und ökologische Normen einbetten, das 
Gewicht des globalen Südens in den internationalen 
Beziehungen und der Weltwirtschaft erhöhen, die 
Stimme und den Einfluss der Zivilgesellschaft im 
Multilateralismus stärken und Solidarität und neue 
Werte fördern. Dieses neue Entwicklungsmodell 
muss durch eine transformative Politikplattform 
untermauert werden, die auf den Abbau von 
Ungleichheiten abzielt (siehe Abbildung O.5).164

Zusammengefasst erfordert die Schaffung 
einer Wirtschaft und Gesellschaft, die sich der 
gegenseitigen Fürsorge und der Entwicklung aller 
verschreibt, dass wir unsere Prioritäten überdenken, 
uns von der ausschließlichen Konzentration auf 
Wachstum und Gewinne lösen und Institutionen, 
Politiken und Verhaltensweisen ändern, die sich 
negativ auf unsere Wirtschaft, Umwelt und sozialen 
Beziehungen auswirken, und dies auf nationaler und 
globaler Ebene.

Die Schlüsselfrage ist nun, wie wir die politische 
Unterstützung und die finanziellen Mittel für 
die Umsetzung dieser Vorschläge in die Praxis 
erreichen können. Die Bildung von Allianzen ist 
von entscheidender Bedeutung, um die Macht 
der Vielen wirksam zu nutzen, um den Einfluss 
der Wenigen zu zügeln und die bestehenden 
Machtstrukturen neu auszutarieren. Solche Allianzen 
nehmen heute ganz andere Formen an als in der 
Vergangenheit, sie passen sich an und verändern sich 
angesichts sich entwickelnder Wirtschaftssysteme, 
sich wandelnder Identitäten, neuer Formen der 
Politik und Kommunikation, einer veränderten 
Arbeitswelt und neu definierter Vorstellungen 
von Familie, sozialer Klasse und Gemeinschaft. So 
entstehen beispielsweise Formen des kollektiven 
Widerstands unter digitalen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, die soziale Medien nutzen, 
um Streiks und Proteste zu organisieren und 
Gewerkschaften oder Bündnisse zu gründen, und die 
juristische Mechanismen nutzen, um für ihre Rechte 
einzutreten.165 Unter marginalisierten Gruppen 
entstehen neue Formen der Zusammenarbeit, da sie 
verschiedene Strategien anwenden, um sich an die 
sich schnell verändernde Umwelt anzupassen und 
gleichzeitig ihren Lebensunterhalt zu stabilisieren. 
Sie entwickeln innovative Strategien, um ihre 
Kapitalbasis für Investitionen zu erhöhen, wie 
im Fall der Fischer in Tamil Nadu,166 oder ko-
produzieren soziale Dienstleistungen, um ihre 

Beziehungen zu Staat und Markt zu verändern, 
wie im Fall von informellen Arbeiterinnen in 
Indien und Thailand.167 Sie bauen Netzwerke 
verschiedener Arten von Akteuren auf, wie z. B. 
zwischen Hausangestellten und Hausfrauen in 
Uruguay, um für Arbeitsrechte und Gleichstellung zu 
mobilisieren.168 Allianzen zwischen Gewerkschaften 
und anderen Arbeitnehmerverbänden haben durch 
die Nutzung von Mechanismen des sozialen Dialogs 
und den konstruktiven Beitrag von Experten zu einer 
Erhöhung der Mindestlöhne, einer Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am 
Arbeitsplatz und zu Fortschritten bei anderen 
Formen der Arbeitsgesetzgebung geführt.169

UNRISD-Forschungen haben gezeigt, dass eine 
Kombination aus fortschrittlicher Führung, 
die vom Gemeinwohl und dem öffentlichen 
Interesse inspiriert ist, und Druck von unten 
durch protestierende Bürgerinnen und Bürger, 
fortschrittliche soziale Bewegungen und 
zivilgesellschaftliche Organisationen, unterstützt von 
multilateralen Organisationen und Rahmenwerken, 
einen großen Beitrag zu nachhaltigeren und 
inklusiveren Entwicklungsansätzen leisten kann.170 
Aus den Erfahrungen, die in der Vergangenheit 
bei der Bekämpfung von Ungleichheit gemacht 
wurden, und daraus, welche Politiken und 
politischen Strategien sich bewährt haben, lassen 
sich Lehren für künftige Anstrengungen ziehen.171 
Nur durch diese Form des kollektiven Lernens 
und Handelns werden wir in der Lage sein, sowohl 
die Strategien zu identifizieren als auch die nötige 
Kraft aufzubringen, um die notwendige ökosoziale 
Wende zu unterstützen und einen neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrag aufzubauen. Ein solcher Vertrag 
muss auf einem neuen Modell der nachhaltigen 
Entwicklung beruhen, das nicht nur krisenresilienter 
ist, sondern auch viel inklusiver, egalitärer und 
in Harmonie mit unserem Planeten ist als die 
bisherigen Modelle.
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KERNAUSSAGEN KAPITEL 5

Wir brauchen ein neues Entwicklungsmodell 
für soziale und Klimagerechtigkeit. 
Die Umsetzung der Vision eines neuen 
ökosozialen Gesellschaftsvertrags erfordert 
einen integrierten Ansatz, der aus drei sich 
gegenseitig stärkenden Säulen besteht: 
alternative Wirtschaftsansätze, die Umwelt- 
und soziale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt 
stellen und die Beziehungen zwischen 
Staat, Gesellschaft, Märkten und Natur neu 
ausbalancieren; transformative Sozialpolitik, 
die durch einen fairen Fiskalvertrag finanziert 
wird; und Stärkung von Multilateralismus und 
Solidarität.

Alternative Wirtschaftsansätze — wie die 
Sozial- und Solidarökonomie, progressive 
Vorschläge für einen Green New Deal und 
Strategien für einen gerechten Übergang zu 
einer nachhaltigen Wirtschaft — versprechen, 
unsere Volkswirtschaften nachhaltiger und 
gerechter zu machen. Um diesen Wandel zu 
erreichen, müssen die Staaten eine aktive 
entwicklungspolitische Rolle spielen und ihren 
politischen Spielraum erweitern, insbesondere 
im globalen Süden.

Eine transformative Sozialpolitik 
ist der Schlüssel zu einem neuen 
ökosozialen Gesellschaftsvertrag. Dazu 
gehören universelle soziale Sicherung 
und Sozialdienstleistungen, integrierte 
Sorgesysteme und arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen zur Förderung menschenwürdiger 
Arbeit und produktiver Beschäftigung. Sie 
müssen auf einem fairen Fiskalpakt beruhen, 
bei dem die Reichen relativ mehr zahlen 
als die Armen, und gleichzeitig innovative 
Finanzierungsinstrumente fördern, die den 
Übergang zur Nachhaltigkeit unterstützen.

Fortschritte bei der Transformation auf 
regionaler, nationaler und lokaler Ebene 
können durch ein neu konzipiertes 
multilaterales System und Solidarität 
gestärkt werden. Internationale Reformen 
und Regulierungen zur Unterstützung eines 
transformativen Wandels sind in mehreren 
Bereichen erforderlich: Eindämmung des 
Steuerwettbewerbs und der Steuervermeidung, 
Verbesserung der Sozial- und Umweltstandards 
entlang globaler Wertschöpfungsketten, 
Umkehrung der wirtschaftlichen und 
politischen Machtkonzentration der globalen 
Wirtschaftselite und Stärkung der globalen 
Umverteilung und Zusammenarbeit. Die 
Machtasymmetrien im Multilateralismus 
müssen durch die Stärkung des globalen 
Südens und der zivilgesellschaftlichen Akteure 
ausgeglichen werden.

Der transformative Wandel kann durch 
ein neues Narrativ unterstützt werden, 
das sich von den Mythen der sich selbst 
korrigierenden Märkte, der endlos 
erneuerbaren natürlichen Ressourcen 
und der „Trickle-down“-Entwicklung 
verabschiedet. Ein solcher Ansatz muss sich 
mit den strukturellen Krisenfaktoren, den 
tief verwurzelten Ungleichheiten und den 
inneren Widersprüchen der neoliberalen 
Hyperglobalisierung befassen. Fortschrittliche 
Führungspersönlichkeiten, aktive Bürger 
und soziale Bewegungen müssen ihre Kräfte 
bündeln, um eine wirklich umfassende Vision 
von Klima- und sozialer Gerechtigkeit zu 
erreichen.
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KRISEN DER 
UNGLEICHHEIT
Machtstrukturen ändern für einen
neuen ökosozialen Gesellschaftsvertrag
Es gibt vielleicht keinen stärkeren Beweis für die dringende Notwendigkeit, unser globales 
System neu zu gestalten, als die Tatsache, dass eine globale Gesundheitskrise den 
Reichtum der zehn reichsten Männer der Welt verdoppelt hat, während mehr als 120 
Millionen Menschen in extreme Armut gestürzt wurden. Dieser UNRISD-Flagship-Bericht 
zeigt, wie Ungleichheiten und Krisen sich gegenseitig verstärken und zu extremer Disparität, 
Vulnerabilität und mangelnder Nachhaltigkeit führen. Er argumentiert, dass dies nicht das 
Ergebnis eines kaputten Systems ist, sondern eines Systems, in dem Ungleichheit und 
Ungerechtigkeit von vornherein eingebaut sind. Der Gesellschaftsvertrag ist aus den Fugen 
geraten, und dies zum großen Nachteil der Menschen und des Planeten.

Der Bericht bringt die vielfältigen Krisen und zunehmenden Ungleichheiten, mit denen 
wir konfrontiert sind, mit den politischen Entscheidungen in Verbindung, die im Zeitalter 
der neoliberalen Hyperglobalisierung getroffen wurden. Die Folgen für die nachhaltige 
Entwicklung und für benachteiligte soziale Gruppen werden anhand der Konzepte der 
Intersektionalität und der Macht beleuchtet.

Um Ungleichheit zu bekämpfen, den Kreislauf multipler und ineinandergreifender 
Krisen zu durchbrechen und auf eine gleichberechtigte, gerechtere und nachhaltigere 
Zukunft hinzuarbeiten, schlägt der Bericht die Schaffung eines neuen ökosozialen 
Gesellschaftsvertrags und eines politischen Ansatzes vor, der auf alternativen 
Wirtschaftsformen, einer transformativen Sozialpolitik, einem neu konzipierten 
Multilateralismus und gestärkten Solidaritätsprinzipien beruht.


